
Nein  zu  den  reaktionären
Angriffen  der  Türkei  –
Solidarität mit Rojava!
Von Leonie Schmidt, Oktober 2023

Die Welt schaut gerade nach Israel und betrauert dabei fast ausschließlich
die  getöteten  israelischen  Zivilist_Innen,  während  das  Töten
palästinensischer Zivilist_Innen als Kampf gegen Terrorismus geframet und
damit  unsichtbar  wird.  Doch  ebenso  unsichtbar  bleibt  eine  weitere
humanitäre  Katastrophe:  In  Nordsyrien,  in  den  Gebieten  der  kurdischen
Selbstverwaltung  Rojava,  fliegt  die  Türkei  nun  seit  über  einer  Woche
Bombenangriffe,  die die Infrastruktur zerstören,  Menschen töten und die
Schwersten  dieser  Art  seit  langem  sind.  Seit  dem  5.10.23  wurden  47
Menschen  ermordet,  darunter  auch  neun  Zivilist_Innen  und  zwei  Kinder
(Stand  11.10.23).  So  wurden  bereits  mehrere  Krankenhäuser  durch  die
Angriffe zerstört, sowie ein Kraftwerk getroffen, außerdem die Wasser- und
Energieversorgung,  Schulen,  Ölfelder,  Fabriken,  Warenlager,  sowie
Geflüchtetenlager und Dörfer. Es muss davon ausgegangen werden, dass die
Infrastruktur massiv angegriffen wird, was nach internationalem Recht ein
Kriegsverbrechen  darstellt.  So  ist  in  großen  Teilen  Rojavas  nach  den
Angriffen  die  Stromversorgung eingebrochen.  In  vielen  Fällen  sollen  die
Luftschläge auch Menschen in Fahrzeugen und auf Motorrädern gegolten
haben. Erdogan möchte den Menschen die Lebensgrundlage rauben und er
legitimiert es wie Netanjahu mit dem Kampf gegen den Terrorismus. Am 2.
Oktober  kam  es  zu  einem  Anschlag  der  PKK  in  Ankara  und  nun  wird
behauptet, einer der Attentäter würde aus Nordsyrien stammen, wenngleich
es dafür keine Beweise gibt. Aber Beweise braucht es für Erdogan schließlich
auch nicht,  da die Behauptung seiner Ideologie und seinem rassistischen
Kampf gegen die Kurd_Innen entsprechen. Bereits im November 2022 wurde
ein Anschlag in Istanbul als Vorwand genutzt einen zweiwöchigen Luftangriff
auf die Region zu fliegen, wo ebenso Infrastruktur getroffen wurde und unter
dessen Auswirkungen die Bevölkerung heute noch zu leiden hat. Seit den
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Angriffen gibt es nur einige Stunden am Tag Strom, Diesel ist rar und teuer
geworden und auf eine neue Gasflasche zum Kochen muss man in der Regel
eine Woche warten. Hinzu kommt die enorme psychische Belastung für die
Bevölkerung, Drohnenangriffe sind allgegenwärtig. Und damit nicht genug:
Innerhalb  der  Türkei  wird  das  gerade  damit  begleitet,  dass  Dutzende
prokurdische Aktivist_Innen inhaftiert und insgesamt ein harter Kampf gegen
die fortschrittlichen Bewegungen geführt wird.

Doppelmoral so weit das Auge reicht
Erdogan sagte in einer gestrigen Ansprache an die Staatengemeinschaft,
man solle sich hinsichtlich der Luftschläge gegen Gaza doch zurückhalten,
denn es würde nicht den Menschenrechten entsprechen, Infrastruktur zu
zerstören.  Er  prangerte des Weiteren das Schweigen der internationalen
Staatengemeinschaft  hinsichtlich dieser humanitären Katastrophe in Gaza
an. Wenngleich seine Aussagen bezüglich Gazas einen wahren Kern haben,
so ist das doch am Ende des Tages nichts weiter als dreckige Heuchelei.
Scheinbar sind ihm Menschenrechte ziemlich egal, wenn es um den eigenen
Dorn im Auge geht: den kurdischen Befreiungskampf.

Auch die USA und Russland nehmen die Angriffe ohne ein Augenzucken hin,
denn sie sind es, die den Luftraum in Nordsyrien kontrollieren. Ohne die
Zustimmung der beiden Militärs wären die türkischen Angriffe nicht möglich.
Jedoch gibt es aktuell das unbestätigte Gerücht, die USA hätten eine Drohne
des Nato-Bündnispartners Türkei über dem Ort Tal Baydar abgeschossen.
Sollten diese Meldungen zutreffen, wäre es das erste Mal, dass US-Militär
ein Flugobjekt der Türkei abgeschossen hat.

Ziele der Türkei
Die Türkei verfolgt mit dem Angriff ihr eigenes Ziel als Regionalmacht an der
Neuordnung des Nahen Osten mitzuwirken, aber auch innenpolitische Ziele
werden vom Regime in Ankara verfolgt.

Die  Türkei  steckt  seit  Jahren  in  einer  Wirtschaftskrise,  besonders  die
Inflation  ist  nach  wie  vor  in  einem  sehr  hohen  Ausmaß  und  türkische



Währung  Lira  ist  weiterhin  schwach.  Im  August  lag  die  Teuerungsrate
bei 58,9 Prozent im Vergleich zum Vorjahresmonat, was extrem hoch ist.
Diese  wird  auf  Arbeiter_Innen  und  Jugendliche  abgewälzt.  Der  Krieg  in
Syrien  schafft  eine  äußere  Ablenkung  von  den  sozialen  Angriffen,  aber
bedient auch ganz unmittelbar ökonomische Interessen:

Die  „Toki“  Häuser,  die  von  staatlichen  Bauunternehmen gebaut  werden,
sollen  da,  wo  zerstört  wird,  aufgebaut  werden  und  die  Baubranche
ankurbeln.  Außerdem will  Erdogan  in  diesem Gebiet  bis  zu  2  Millionen
Geflüchtete zwangsansiedeln und das passt wiederum super in den Kram der
EU,  siehe  die  aktuelle  GEAS-Gesetzgebung,  bei  der  Menschen  aus
vermeintlich „sicheren Herkunftsstaaten“ (z. B. Türkei, Indien oder Tunesien)
so  schnell  wie  möglich  dorthin  abgeschoben  werden  sollen.  Auch  für
Menschen aus Staaten, auf die diese Kategorie nicht zutrifft, finden die EU-
Innenminister_Innen einen Weg, der an einem Asyl für diese vorbeiführt. Die
Reform besagt, dass nun auch eine Abschiebung in ein „sicheres Drittland“,
welches auf dem Fluchtweg passiert worden ist oder auf andere Weise mit
der geflüchteten Person assoziiert wird (z.B. über entfernte Verwandtschaft),
möglich sei.

Der Kampf um Befreiung ist international
Rojava muss gegen die Angriffe des türkischen Staates verteidigt werden.
Der  Kampf  gegen die  Militärmaschinerie  in  der  Türkei,  gegen das  PKK-
Verbot  in  Europa,  für  uneingeschränkte  legale  Betätigung  aller
Befreiungsbewegungen und, wann immer möglich, das Leisten materieller
Hilfe für die Verteidigung von Rojava ist aktuell notwendig und könnte den
entscheidenden Unterschied ausmachen.

Gleichzeitig müssen wir auf die Doppelmoral und auf die Ähnlichkeiten der
Kämpfe in Gaza und in Nordsyrien hinweisen: one struggle, one fight! Für
das Recht auf nationale Selbstbestimmung!

Schluss mit den Angriffen auf Rojava! Solidarität mit dem kurdischen
Volk!
Nein zu allen Abschiebungen in die Türkei! Niederschlagung aller



Verfahren gegen kurdische Aktivist_Innen!
Aufhebung der sog. Antiterrorliste der EU! Weg mit dem Verbot der
PKK und anderer kurdischer Vereine!

Was  ist  los  in  Bergkarabach?
Eine  kurze  Geschichte  des
Konflikts
Oktober 2023

Am 19. September eskalierte der Konflikt um Bergkarabach, einer Region
zwischen Armenien und Aserbaidschan die sich 1991 als unabhängig erklärt
hatte  aber  völkerrechtlich  zu  Aserbaidschan  gehört,  erneut.
Aserbaidschanische Truppen griffen die Republik Arzach an und zwangen sie
innerhalb kürzester Zeit zur Kapitulation. Was jetzt folgt ist ungewiss, doch
eines ist klar, der sehr alte Konflikt zwischen Armenien und Aserbaidschan
um die diese Region ist noch nicht vorbei.

Was ist der Ursprung des Konflikts?
Um zu verstehen wie es dazu kommen konnte, muss man einen Blick zurück
in die Geschichte werfen. Der Konflikt um Bergkarabach entstand bereits im
19.  Jahrhundert  als  das  Russische Zarenreich schrittweise  den Kaukasus
eroberte  und  versuchte  die  multiethnische  Region  in  sein  Imperium
einzugliedern. Vor der Eroberung des Kaukasus durch das Zarenreich hat es
lange  Zeit  keine  ethnischen Konflikte  in  der  Region  gegeben.  Um seine
Herrschaft  zu  stabilisieren  privilegierte  das  Zarenreich  die  regionale
christliche Bevölkerung gegenüber der muslimischen Bevölkerung, da man
sich von dieser mehr Symphatie  für  die  Kollaboration mit  dem ebenfalls
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christlichen  Zarenreich  erhoffte.  Langsam versuchte  das  Zarenreich  den
christlichen  Bevölkerungsanteil  in  der  Region  zu  erhöhen,  indem es  die
christlichen  Minderheiten  des  Osmanischen  und  des  Persischen  Reiches
ermunterte  in  die  neu  gewonnenen  russischen  Kaukasusprovinzen
einzuwandern.  Schätzungsweise  125.000  Armenier_innen  aus  den
muslimisch  dominierten  Reichen  kamen  über  die  russische  Grenze  und
siedelten sich im russischen Kaukasus, nicht zuletzt auch in Karabach und
dort besonders im zentral gelegen Teil, in Bergkarabach, an, wo es zuvor
schon  eine  armenische  Bevölkerungsmehrheit,  aber  auch  eine  große
aserische Minderheit gab, die nun zunehmend verdrängt wurde. Unter den
Aseris  Karabachs  wuchs  wegen  der  voranschreitenden  Ausbreitung
armenischer Siedlungsgebiete und der zunehmenden Vertreibung die Wut
gegenüber  den  Armenier_innen.  Die  Spannungen  zwischen  Aseris  und
Armenier_innen fanden ihren Höhepunkt während des Ersten Weltkriegs, als
nebenan  im  Osmanischen  Reich  türkische  Truppen  einen  Genozid  mit
hunderttausenden  Toten  an  der  armenischen  Minderheit  im  Osten  des
Reiches  verübten.  Viele  Armenier_nnen  setzten  Türk_innen  und  Aseris
aufgrund der sich ähnelnden Kultur gleich und so staute sich auch bei den
Armenier_innen in Karabach eine tiefe nationalistische Abneigung gegen ihre
aserischen Nachbar_innen auf.  Zur Entladung dieser Spannungen kam es
1917/18  als  der  Zar  gestürzt  wurde  und  dadurch  für  kurze  Zeit  ein
Machtvakuum entstand.

In dem durch Niederlage Russlands gegen das imperialistische Deutschland
sowie  beginnenden  Bürgerkrieg  verursachten  Chaos  spalteten  sich
zahlreiche  nicht  russische  Randprovinzen  ab  und  erklärten  sich  zu
unabhängigen Staaten.  So kam es auch zur  Ausrufung eines souveränen
armenischen und eines souveränen aserbaidschanischen Nationalstaats, die
beide  in  der  Atmosphäre  des  aufgestauten  nationalistischen  Hasses  ihr
jeweiliges  Territorium  ethnisch  säuberten.  In  beiden  Gebieten  wurden
tausende Menschen getötet und weitere zehntausende Menschen vertrieben.
Schon  damals  spielte  der  Konflikt  um  Bergkarabach  eine  große  Rolle.
Armenien und Aserbaidschan beanspruchten beide dieses Gebiet. Erst der
Sieg  der  Bolschewiki  im  Bürgerkrieg   setzte  diesen  aggressiv-
nationalistischen Staaten und den Massenvertreibungen und – ermordungen



ein Ende. Armenien und Aserbaidschan wurden zu Sowjetrepubliken und die
Region  um  Karabach  wurde  entgegen  dem  Willen  der  Mehrheit  der
armenischen Bevölkerung Aserbaidschan zugeteilt, wobei Bergkarabach eine
Autonomie innerhalb  Aserbaidschans und eine teilweise  Selbstverwaltung
und  den  Schutz  der  armenischen  Kultur  zugesichert  bekam.  Der
Nationalismus  nahm  aufgrund  der  guten  ökonomischem  Entwicklung
innerhalb der Sowjetunion und somit dem stetig steigenden Lebensstandard
von sowohl Armenier_innen als auch Aseris im Kaukasus immer mehr ab.

Ab den späten 1970er Jahren geriet die Sowjetunion jedoch immer mehr in
eine ökonomische Krise,  die  ab 1980 schließlich zu einem Absinken des
Lebensstandards  führte.  Durch  diese  ökonomische  Krise  erstarkten  in
einigen  Sowjetrepubliken  wieder  seperatistische  Bewegungen,  die  die
Errichtung  von  Russland  unabhängiger  Nationalstaaten  forderten.

In dieser Endphase der Sowjetunion entflammte der alte Konflikt erneut,
zwischen den beiden Sowjetrepubliken Armenien und Aserbaidschan brachen
bürgerkriegsähnliche  Zustände  aus.  Armenien  warf  Aserbaidschan  die
Missachtung der  Autonomie Bergkarabachs vor  und deportierte  in  Folge
dessen tausende Aseris,  in Aserbaidschan begingen nationalistische Mobs
mehrere  Pogrome gegen Armenier_innen und tötete  dabei  hunderte.  Die
Sowjetarmee  intervenierte  und  stel l te  Bergkarabach  unter
Militärverwaltung. Kurz danach brach die Sowjetunion zusammen. Als sich
die  bisherigen Sowjetrepubliken Armenien und Aserbaidschan wieder  als
souveräne  Nationalstaaten  konstituierten  und  die  kapitalistische
Restauration ihren Lauf nahm, bestand Bergkarabach auf das Recht sich
unabhängig von Aserbaidschan zu erklären und eine eigene Republik  zu
gründen.  Dadurch  das  die  neu  entstandenen Staaten  Aserbaidschan und
Armenien ihre Territorien erneut ethnisch säuberten und wieder tausende
Menschen vertrieben, kam es schließlich zum offenen Krieg. In diesem Krieg
standen sich zwei noch sehr frisch zusammengefügte Armeen gegenüber die
mit extremer Brutalität vorgingen, weshalb es zu vielen tausenden zivilen
Toten  und  noch  mehr  Vertreibungen  kam.  Erst  durch  russische
Vermittlungen  wurde  1994  ein  Waffenstillstand  und  damit  ein
vorübergehendes Ende des Krieges beschlossen und Russland konnte als



Schutzmacht seine Interessen durchsetzen.

Armenien ging als Sieger aus dem Gemetzel und konnte Bergkarabach sowie
die  umliegenden  Gebiete  erobern.  Hunderttausende  Aseris  wurden  nach
Aserbaidschan  vertrieben  oder  wanderten  aus  Furcht  vor  möglichen
Massakern  aus.  Ganz  Karabach  sollte  durch  armenische  Siedler_innen
„armenisiert“ werden. Doch kein Staat der Welt erkannte die Unabhängigkeit
der nun vergrößerten Republik Arzach an. Zwischen 1994 und 2020 kam es
zu mehreren militärischen Auseinandersetzungen, die allerdings nur wenige
Tage anhielten. Seit 2000 gab es auch den Versuch der Annäherung und
2007  sogar  Verhandlungen  mit  der  Minsker  Gruppe  bestehend  aus  den
imperialistischen Großmächten Russland, USA, Frankreich und Deutschland
als  Vermittler,  die  einen Lösungsvorschlag vorlegten um den Konflikt  zu
beenden.  Dieser  Lösungsvorschlag  beinhaltete  den  Rückzug  aller
armenischen Truppen aus den von Armenien besetzten Gebieten außerhalb
Bergkarabachs  und  damit  auch  die  Möglichkeit  zur  Rückkehr  der
vetriebenen Azeris.  Außerdem sollten Friedenstruppen stationiert und ein
Referendum über den Status Bergkarabachs durchgeführt werden. Bei den
Verhandlungen  wurden  jedoch  keine  Vertreter  der  Republik  Arzach
eingeladen,  um  die  es  hauptsächlich  bei  den  Verhandlungen  ging  und
letztendlich führten diese zu keinem befriedigenden Ergebnis.

2021 brach der Krieg dann wieder aus, Aserbaidschan griff  die Republik
Arzach  an  und  konnte  rund  ein  Drittel  des  Gebietes  unter  militärische
Kontrolle  bringen.  9000  Menschen  wurden  getötet,  darunter  vorrangig
Soldaten beider Konfliktparteien. Der Krieg war ein komplettes Desaster für
Armenien,  dass  im  Gegensatz  zu  1994  Aserbaidschan  militärisch  weit
unterlegen war. Im November 2021 entstand unter Vermittlung Russlands
ein  Waffenstillstandsabkommen.  Im  Zuge  dessen  erfolgte  ein  Rückzug
armenischer Truppen aus einem weiteren Drittel des arzachischen Gebiets,
dass dann von russischen Friedenstruppen besetzt wurde, um laut Russland
die Kontaktlinie beider Staaten und den versorgungstechnisch so wichtigen
Latschin-Korridor,  die  einzige  Straße  die  Armenien  mit  Bergkarabach
verbindet,  zu  kontrollieren.  Faktisch  wurde  dieses  Gebiet  aber  in  den
aserbaidschanischen Staat  integriert.  Etwa 90.000 Armenier_innen flohen



aus Angst vor Vergeltungsmassakern der aserbaidschanischen Armee nach
Armenien oder in die verbliebenen Teile Bergkarabachs.

Gründe für diesen vernichtenden Sieg Aserbaidschan sind vor allem dessen
Öl- und Gasvorkommen die  diesem einen massive Gewinn an ökonomischer,
und  somit  auch  geopolitischer,  Macht  bescherten.  Dadurch  war  es
Aserbaidschan  mögl ich  mass iv  aufzurüsten.  2022  war  das
aserbaidschanische Militärbudget 5 mal so hoch wie das armenische. Waffen
bekommt Aserbaidschan vor allem aus Israel  und der Türkei.  Die Türkei
liefert  Aserbaidschan Waffen gegen aserbaidschanisches Öl  und Gas und
sucht den „großtürkisch“-nationalistischen Schulterschluss mit diesem. Israel
liefert  Waffen  vor  allem  wegen  der  Erzfeindschaft  zum  Iran.  Zwischen
Aserbaidschan und dem Iran besteht aufgrund der sehr großen aserischen
Minderheit  im  Nordwesten  des  Irans,  die  größer  ist  als  die  aserische
Mehrheitsbevölkerung  in  Aserbaidschan,  ebenfalls  eine  nationalistische
Feindschaft.  Aserbaidschan  spielt  sich  als  Beschützer  dieser  aserischen
Minderheit im Iran auf. Das löst Unruhe bei der iranischen Regierung aus,
weil man denkt, dass Aserbaidschan  langfristig vorhaben könnte, den Iran
politisch zu destabilisieren um eine Sezession der mehrheitlich aserischen
Landesteile zu ermöglichen, ein Konflikt der ebenfalls irgendwann einmal zur
Eskalation führen könnte. Israel unterstützt darum Aserbaidschan, vor allem
um einen Verbündeten gegen den Iran zu haben und der Iran Armenien,
ebenfalls  weniger  aus  Sympathie  sondern  eher  aus  Zweckmäßigkeit,  so
drohte  das  iranische  Mullahregime Aserbaidschan,  dass  es,  sollte  dieses
völkerrechtlich zu Armenien gehörendes Territorium angriffen, der Iran auf
Seiten Armeniens in der Krieg intervenieren würde. Die EU und die USA
stehen in diesem Konflikt tendenziell auch eher auf Aserbaidschans Seite, da
die  EU  erst  kürzlich  ein  Gas-Abkommen  mit  der  Aliyev-Regierung
abgeschlossen  hat,  um russisches  Gas  zu  ersetzen.  Auch  hoft  man,  den
Einfluss  Russlands  im  Kaukasus  zu  bekämpfen,  welches  sich  lange  als
Schutzmacht  Armeniens  darstellte,  den  aktuellen  Konflikten  jedoch
zunehmend hilflos gegenübersteht. Hier zeigt sich wieder einmal, dass das
Gerede vom Kampf für Demokratie und Menschenrechte lediglich Heuchelei
ist um die eigenen geopolitischen Interessen durchzusetzen. Wenn es diesen
hingegen mehr nützt mit einem aggressiven Diktator Geschäfte zu machen,



als ein Land zu unterstützen, das einem aggressiven Angriffskrieg ausgesetzt
ist, redet man eben nicht mehr darüber sondern schaut schweigend zu.

 Warum brach der Konflikt nun erneut aus?
Der Konflikt  war  natürlich  auch nach dem letzten Waffenstillstand nicht
beigelegt.  Die  armenischen  Militärverbände  waren  stark  geschwächt
während die aserbaidschanische Armee triumphierte und ihre Aufrüstung
weiter  fortsetzte.  Das  Gas-Abkommen  mit  der  EU,  spült  dem
aserbaidschanischen Regime noch zusätzliche Milliarden in die Kasse mit
dem  es  weitere  Waffen  kaufen  kann  um  sie  später  gegen  Armenien
einzusetzen.

Im  Dezember  2022  begann  Aserbaidschan  dann  mit  der  Blockade  des
Latschin-Korridors  und  verhinderte  somit  den  Güterverkehr  zwischen
Armenien  und  den  Resten  der  Republik  Arzach,  dem  historischen
Bergkarabach.  Diese  Blockade  wurde  von  Aserbaidschan  immer  mehr
verschärft,  sodass seit  diesem Sommer nicht einmal mehr Hilfsgüter und
medizinische  Notfalltransporte  vom  aserbaidschanischen  Militär
durchgelassen  wurden.

Durch den Ukraine Krieg hatte sich das militärische Kräfteverhältnis in der
Region  noch  weiter  zugunsten  Aserbaidschans  verschoben,  da  95%  der
russischen einsatzfähigen Kampftruppen an der Front im Krieg gegen die
Ukraine gebunden sind und die russischen Friedenstruppen somit nicht die
Kräfte hatten die Einhaltung des Waffenstillstands durchzusetzen. Außerdem
sind durch den Ukraine Krieg stabile Beziehungen zu Aserbaidschan und
dessen Verbündeten Türkei für Russland immer wichtiger geworden, denn
Russland  bekommt  wichtige  Kampfdrohnen  aus  dem  Iran  geliefert  und
Aserbaidschan und die Türkei hätten militärisch wohl die Möglichkeit diese
für  den  russischen  Angriffskrieg  essentiellen  Lieferungen  zu  blockieren.
Dadurch das also Russland die Hände gebunden waren, deutete alles darauf
hin dass Aserbaidschan das angeschlagene und militärisch inzwischen weit
unterlegene Armenien dieses Mal in einem Handstreich besiegen könnte.
Auch  eine  Reaktion  des  „Wertewestens“  musste  der  aserbaidschanische
Diktator Alijew nicht wirklich fürchten, schließlich brauchte dieser ja sein



Gas und die Schmach Russlands, im Kaukasus quasi machtlos zu sein, käme
Washington und Brüssel sicherlich ebenfalls gelegen. Also marschierte die
aserbaidschanische Armee am 19.September in Bergkarabach ein.

Wie ist die derzeitige Lage in Bergkarabach?
Am Tag des Angriffs  hatte die  armenische Regierung angekündigt,  nicht
militärisch  in  den  Krieg  einzugreifen,  denn  Bergkarabach  sei
aserbaidschanisches  Territorium,  so  der  armenische  Premierminister
Pashinjan.  Eine  vollständige  Kapitulation  vor  der  militärischen
Überlegenheits des Nachbarn. Man fürchtete vermutlich, dass sollte es zu
einem Krieg kommen, nicht „nur“ das unhaltbar gewordene Bergkarabach
sondern womöglich auch ein Korridor zwischen Aserbaidschan und dessen an
die Türkei grenzende Exklave Nachitschewan besetzt werden würde.

Währenddessen  intensivierten  sich  die  aserbaidschanischen  Luftangriffe
durch  türkische  Bayraktar  und  israelische  Haroop  Drohnen  und
Aserbaidschan startete  eine  Bodenoffensive.  Bereits  am zweiten Tag des
Angriffs  legten  die  Militärverbände  Arzachs  die  Waffen  nieder  und
kapitulierten.  Ohne  eine  Intervention  der  regulären  armenischen  Armee
konnten sie nichts gegen die Militärmacht Aserbaidschans ausrichten.

Am selben Tag gab es  noch Angriffe  auf  russische Soldaten seitens  der
aserbaidschanischen Armee. Die aserbaidschanischen Soldaten feuerten mit
Handfeuerwaffen  auf  die  russischen  Soldaten,  die  gerade  von  einem
Beobachtungspunkt  zu  ihrem Stützpunkt  zurückkehrten  und  töteten  laut
russischem Verteidigungsministerium mehrere von ihnen.  Die armenische
Regierung forderte in Folge dessen die russischen Friedenstruppen dazu auf
einzugreifen,  was aufgrund deren Schwäche jedoch illusorisch war.  Eine
weitere  massive  Demütigung  Russlands,  dass  nicht  einmal  mehr  einen
direkten Angriff auf seine eigene Armee mit mehr als leeren Verurteilungen
beantworten konnte und ein weiterer Beweis der Macht Aserbaidschans, das
selbst der imperialistische Großmacht Russland zu verstehen geben konnte
sich besser nicht mit ihm anzulegen.

Immerhin  fokussierte  die  russische  Armee sich  auf  die  Evakuierung der



Bevölkerung aus den Frontregionen. Zahlreiche Menschen wurden auf den
Stützpunkten der Friedenstruppen und in russischen Kirchen in der Region
untergebracht.  Die meisten Menschen flohen auf  den Flughafen der nun
schon von aserbaidschanischen Truppen besetzten Hauptstadt von Arzach
Stepanakert,  wo  sich  zugleich  auch  der  Hauptstützpunkt  der
Friedenstruppen befindet, und warteten auf Evakuierung. Am Mittwoch ab
13 Uhr wurde dann nach der Kapitulation der arzachischen Militärverbände
eine allseitige Waffenruhe ausgerufen. Die Kernpunkte der Waffenruhe sind
die Demilitarisierung bzw. die Entwaffnung aller arzachischen Streitkräfte
und  der  Abzug  aller  armenischen  Truppen  aus  Bergkarabach  unter
Beaufsichtigung  russischer  Friedenstruppen.  Nun  sind  seit  dem
Waffenstillstand  schon  tausende  weitere  ethnische  Armenier_innen
vertrieben  worden.  Viele  Armenier_innen  versuchen  nach  Armenien  zu
fliehen,  aber  schaffen  es  teilweise  nicht,  da  der  Latschin-Korridor  von
Aserbaidschan militärisch kontrolliert wird. Es bildeten sich kilometerlange
Staus an der armenischen Grenze.  Die aserbaidschanische Armee begeht
neben der Versorgungsblockade nun auch dutzende Kriegsverbrechen an der
armenischen Bevölkerung Bergkarabachs.

Seit Jahren schon wird vor einem erneuten Genozid an den Armenier_innen
gewarnt. Das kriegslüsterne und siegestrunkene Aserbaidschan sowie sein
Verbündeter,  die  Türkei,  die  den  ersten  Genozid  an  Armenier_innen
nachwievor verleugnet, scheinen ihre Aggressionen gegen den viel kleineren
Nachbarn,  dem  Russland  nicht  mehr  helfen  kann  und  der  Westen  aus
geopolitischen Kalkül nicht helfen will, noch nicht einstellen zu wollen. So
könnte  die  nächste  Frage  die  das  Nachitschewan-Korridors  sein,  den
Aserbaidschan bereits  jetzt  einfordert  und der  für  die  Türkei  wesentlich
relevanter ist als der Bergkarabach-Konflikt, schließlich würde er dieser eine
quasi direkte Verbindung zum Kaspischen Meer ermöglichen und dem Traum
vom  „großtürkischen“  Imperium  massiv  befeuern.  Der  Westen  würde
vermutlich auch in einem solchen Konflikt um völkerrechtlich armenisches
Territorium bestenfalls  nicht  eingreifen  schlimmstenfalls  die  Aggressoren
unterstützen. Vielleicht könnte man ja Aserbaidschan sogar nutzen um den
russischen  Verbündeten  und  westlichen  Feind  Iran  tatsächlich  zu
destabilisieren? Das Schiksal der Armenier_innen bedeutet Baerbock und Co.



heute  jedenfalls  nicht  wesentlich  mehr  als  es  ihren  preußisch-deutschen
Vorgängern  bedeutet  hat,  die  auch  damals  zusahen  für  ihr  türkischer
Verbündeter,  damals  noch  als  Osmanisches  Reich,  Armenier:innen
abschlachteten.  Schließlich  war  man  ja  auf  diesen  angewiesen,  als
Gegenwicht  zum  Russischen  Zarenreich  im  Kaukasus.

Das Selbstbestimmungsrecht der Armenier_innen in Bergkarabach darüber,
zu welchem Staat sie gehören oder ob sie unabhängig bleiben wollen, wird
bereits jetzt von Aserbaidschan mit Füßen getreten, mithilfe von Geldern der
EU und Waffen Israels und der Türkei!

Wir fordern:

Volle Solidarität mit den Armenier_innen in Bergkarabach!
Den Abzug aller  Truppen aus Bergkarabach,  auch der russischen
Friedenstruppen!
Die Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts aller Nationen!
Eine  unabhängige  Wahl,  durch  die  in  Bergkarabach  lebenden
Menschen, ob sie eine unabhängige Republik bleiben oder sich einem
Staat anschließen wollen!
Das Rückkehrrecht  für  alle  Vertriebenen und Geflüchteten dieses
Krieges!
Schluss  mit  dem  Morden  –  Für  die  Bildung  einer  Föderation
sozialistischer Staaten des Kaukasus!

Für  weitere  Informationen  zum  Konflikt  um  Bergkarabach  und  dessen
Einordnung  ins  weltpolitisch  Gefüge,  sowie  über  die  Möglichkeiten  der
armischen  und  aserischen  Arbeiter_innen  einen  gerechten  Frieden  zu
schaffen, lest gerne auch den Text unserer Genoss_innen von der Gruppe
A r b e i t e r I n n e n m a c h t !  D i e s e n  f i n d e t  i h r  u n t e r :   
https://arbeiterinnenmacht.de/2023/09/29/bergkarabach-nein-zur-vertreibung
-der-armenierinnen/
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Erweiterung der BRICS-Staaten:
Gipfel unterdrückter Völker oder
imperialistisches Projekt?!
von Yorick F.,  September 2023,  zuerst  veröffentlicht  in  der Infomail  der
Gruppe Arbeiter:innenmacht

Die BRICS Staaten wollen sich mit dem Jahresbeginn 2024 fast verdoppeln.
Das  wurde  auf  ihrem  Gipfel  in  Johannesburg  (Südafrika)  vom  22.  bis
24.8.2023  beschlossen.  Zu  den  5  bisherigen  Namen  gebenden  Staaten
Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika sollen mit den Vereinigten
Arabischen Emiraten,  Saudi-Arabien,  Argentinien,  Äthiopien,  Ägypten und
dem Iran sechs weitere dazukommen. Einig davon sind schon seit Jahren
erklärte  Gegner  des  westlichen  imperialistischen  Blocks,  andere  waren
jahrzehntelang jedoch dessen strategische Verbündete,  die sich aber seit
Jahren zwischen den USA und China neu positionieren.

Diese Erweiterung, die unter dem Namen BRICS Plus firmiert, will sich als
Gegengewicht  zu  den 2006 gegründeten geführten G7 positionieren und
könnte – wenn auch nicht in unmittelbarer Zukunft – eine ernste Bedrohung
für das US-geführten Staatenbündnis werden.

Aktuell leben in den BRICS-Staaten bereits 42 Prozent der Weltbevölkerung,
nach  der  Erweiterung  wären  es  sogar  46.  Bedeutsamer  ist  aber  die
ökonomische  Zunahme:  Die  aktuellen  31  Prozent  Anteil  an  der
Weltwirtschaftsleistung nach Kaufkraft bereinigtem BIP würden sich auf 37
erhöhen. Tatsächlich überholten die BRICS damit bereits die G7. Was als
Wendepunkt  in  der  kapitalistischen  Weltordnung  erscheint,  muss  jedoch
relativiert werden.
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Ungleichheit unter den BRICS
Zunächst herrscht innerhalb der BRICS – noch mehr noch als in den G7 –
eine  extreme  Ungleichverteilung  der  Anteile  an  diesem  BIP  vor.  China
zeichnet verantwortlich für 17,6 Prozent, gefolgt mit großem Abstand von
Indien  mit  7  Prozent  und  schließlich  Russland  (3,1),  Brasilien  (2,4)  und
Südafrika (0,6). Nach dem ökonomisch bedeutsameren Nominalwert in US-
Dollar, also dem nicht bereinigten BIP, liegen die BRICS immer noch weit
hinter den G7. So verfügten sie als gesamter Block 2022 über ein BIP von 26
Billionen US-Dollar, etwa so viel wie die USA alleine.

Nach BIP pro Kopf sind die BRICS noch immer weit abgeschlagen. Selbst
wenn  man  nicht  nach  der  Kaufkraft  des  US-Dollars  rechnet,  sondern
bereinigte Größen zu Grunde legt, fällt es in den USA mit 80.035 US-Dollar
mehr als dreimal so hoch aus wie das chinesische BIP von 23.382.

Auch als BRICS Plus mit allen potenziellen neuen Mitgliedsstaaten bleibt das
Wirtschaftsbündnis  letztlich  eine  weitaus  schwächere  und  kleinere
Wirtschaftsmacht als der imperialistische Block der G7. Darüber hinaus sind
die BRICS in noch höherem Maße divers in ihrer Bevölkerung, dem BIP pro
Kopf, ihrer Geografie und der Zusammensetzung ihrer Handelsströme.

Nicht  zuletzt  herrscht  größere  Uneinigkeit  auch  politisch  zwischen  den
Mitgliedsstaaten, während  der G7–Block über lange etablierte Institutionen
des globalen Finanzkapitals, gemeinsame militärische Institutionen verfügt
und die Hegemonie der USA über ihre imperialistischen Verbündeten größer
ist als jene Chinas über die BRICS-Staaten.

Im  Gegensatz  zu  den  G7,  die  unter  Führung  der  USA  trotz  innerer
Konkurrenz relativ einheitliche wirtschaftliche Ziele gegenüber den anderen
Ländern  verfolgen,  haben  die  BRICS  auch  in  Bezug  auf  ihre
Wirtschaftsstrategie diese nicht. Sie eint – was für die aktuelle Lage schon
bedeutend genug ist – vor allem, dass sie ein Gegengewicht gegenüber den
USA und den anderen langjährigen imperialistischen Mächten bilden wollen.
Sie  haben  aber  keine  gemeinsame  Zielsetzung  bezüglich  eine  anderen
Weltwirtschaftsordnung.



Es eint sie vielmehr der Versuch, sich von der wirtschaftlichen Dominanz der
USA  und  insbesondere  des  US-Dollars  zu  lösen.  Und  selbst  das  dürfte
schwierig werden. Der Dollar bleibt trotz sinkender Dominanz der USA die
weltweit  bedeutsamste  Währung  für  Handel,  Investition  und
Devisenreserven. Der Anteil  des Renminbi an globalen Währungsreserven
hingegen beträgt heute nur etwa 3 %. Selbst China hält noch 58 % seiner
Währungsreserven  in  Dollar.  So  wurde  auch  die  Diskussion  über  die
Ablösung des Dollars insbesondere aufgrund der Einwände vor allem Indiens
auf den nächsten Gipfel im russischen Kasan (Republik Tatarstan) vertagt.

Auch  im  Hinblick  auf  die  dominanten  internationalen  Institutionen  der
kapitalistischen Weltordnung gibt es wenig Aussicht auf eine Ablösung der
westlichen Hegemonie.  Die New Development Bank (NBD) konnte bisher
kein  spürbares  Gegengewicht  als  Kreditinstitution  gegenüber  IWF  und
Weltbank  aufbauen.

Dennoch wird sich die internationale Rivalität in diesem Jahrzehnt politisch,
wirtschaftlich und militärisch verschärfen und die Erweiterung der BRICS
wird insbesondere für China wohl von größerer Bedeutung sein. Das Bündnis
erweitert sich um drei wichtige Lieferanten von fossilen Rohstoffen: Saudi-
Arabien,  die  Vereinigten  Arabischen  Emirate  und  den  Iran.  Unter
Miteinbeziehung  Russlands  werden  derzeit  60  Prozent  der  weltweit
geförderten  Öl-  und  Gasvorkommen  in  BRICS-Ländern  gewonnen.
Demnächst  könnte  BRICS  Plus  80  Prozent  der  weltweiten  Ölförderung
kontrollieren.

Innere Spannungen
Vor allem Indien befürchtet eine wachsende Dominanz Chinas innerhalb des
BRICS-Bündnisses, insbesondere auch aufgrund des territorialen Streites an
der  indisch-chinesischen  Grenze.  Die  führende  Rolle  innerhalb  des
Bündnisses hat China zwar sowieso inne, aber mit einer Währung, die sich
konjunkturell am Renminbi (Yuan; RMB) orientieren würde, könnte es seine
dominierende  Rolle  für  die  BRICS  Staaten  ausbauen.  Als  zweitgrößte
imperialistische  Macht  der  Welt  betrachtet  China  die  BRICS  letztlich
natürlich als Mittel, den kriegsgeschüttelten russischen Imperialismus, aber



auch aufstrebende und geostrategisch wichtige Halbkolonien enger an sich
zu  binden  und  seine  ökonomische,  militärische  und  politische  Dominanz
auszubauen.

Doch das ist bei weitem nicht die einzige Konfliktlinie innerhalb des BRICS-
Bündnisses.  Damit  zusammenhängend bildet  die  Frage,  was das Bündnis
eigentlich  vor  allem  in  Bezug  auf  die  G7  sein  soll,  einen  immer
wiederkehrenden Streitpunkt. Während China und Russland das Bündnis für
sich als Unterstützung im Kampf um die Neuaufteilung der Welt mit dem
Westen  sehen  wollen,  sind  die  meisten  anderen  alten  wie  neuen
Mitgliedsstaaten  gegen  eine  dezidiert  antiwestliche  Ausrichtung  und
erhoffen sich, sowohl mit den G7 als auch den BRICS gute Beziehungen zu
unterhalten.  So  verhalten  sich  die  meisten  z.  B.  in  der  Frage  des
Ukrainekrieges  nach  außen  hin  neutral.

Staaten wie Brasilien und Indien, aber auch neue Mitglieder wie Ägypten
oder die VAE haben zwar ein direktes Interesse daran, China als Partner auf
ihrer  Seite  zu  haben,  wollen  aber  auch  nicht  ihre  wirtschaftlich  guten
Beziehungen mit dem Westen aufgeben. Andere (neue) Mitglieder wie der
Iran oder Südafrika stehen hingegen ziemlich eindeutig auf russischer Seite,
auch wenn Südafrika sich dem UN-Beschluss des internationalen Haftbefehls
gegen Putin beugt und dieser deshalb nur per Videoschalte an der Konferenz
teilnehmen konnte.  Gerade aufgrund dessen waren vor allem Indien und
Brasilien eher abgeneigt gegenüber einer Erweiterung des Bündnisses und
forderten einheitliche Kriterien für zukünftige BRICS-Plus-Mitgliedsstaaten,
da sie befürchten, innerhalb des Bündnisses an Einfluss zu verlieren und den
Kurs vollständig in die Hände v. a. Chinas zu legen.

Diese Konflikte könnten in Zukunft auch durchaus noch größer werden, wenn
es um die Aufnahme von 16 weiteren Staaten geht, die bereits einen Antrag
auf Mitgliedschaft gestellt haben. 40 weitere haben ihr Interesse bekundet.

Unter den Bewerber_Innen sind nämlich so unterschiedliche Staaten wie
Kuba oder Venezuela mit einer recht eindeutigen antiwestlichen Ausrichtung,
aber z. B. auch Nigeria, welches relativ gute Beziehungen zum Westen pflegt
und vor einem potentiellen Krieg in der Sahelzone mit Niger, Burkina Faso



und Mali auf Seiten des Westens steht.

Diese  Spannungen  zeigen  zu  einem  gewissen  Grad  den  Charakter  des
Bündnisses auf. Es ist offensichtlich nicht das Ziel Chinas und Russlands,
eines zu schaffen, welches die Interessen der unterdrückten Nationen des
globalen  Südens  vertritt,  sondern  ihre  eigenen  ökonomischen  und
geostrategischen Ziele zu verfolgen. Aber zugleich müssen sie Kompromisse
mit wichtigen halbkolonialen Ländern eingehen, um diese näher an sich zu
ziehen  oder  aus  einer  engen  Westbindung  zu  lösen.  Die  Formel,  ein
umschließendes Bündnis für mehr friedliches Miteinander in einer neuen
multipolaren Weltordnung zu schaffen, dient dabei als ideologische Klammer,
die  realen  imperialistischen  Ambitionen  Russlands  und  Chinas  zu
verschleiern  –  ganz  ähnlich  wie  das  Spielen  der  Demokratiekarte  auf
westlicher Seite.

Vor welchem Kontext findet das statt?
Noch deutlicher wird das, wenn wir uns angucken, in welchem Kontext, in
welcher  aktuelle  Periode  wir  uns  befinden.  Die  aktuellen  wie  auch  die
nächsten Jahre sind von einer tiefen Überakkumulationskrise, stagnierenden
oder fallenden Profitragen geprägt. Natürlich versuchen alle kapitalistischen
Staaten, die Kosten von Krieg, Krise, Stagnation auf die Arbeiter_Innenklasse
abzuwälzen (beispielsweise auch durch die Inflation). Aber das wird nicht
reichen,  um  die  Weltwirtschaft  wieder  flottzumachen,  zumal
innerimperialistische Konkurrenz und der Krieg um die Ukraine gemeinsame
Lösungsstrategien mehr und mehr verunöglichen.

Die Tage der unbestrittenen Vorherrschaft des imperialistischen Blocks unter
Führung der USA sind vorbei –  und damit die Zeiten der ungehinderten
Expansion der Handels- und Finanzströme der 1990er Jahre und der ersten
beiden Jahrzehnte des 21. Jahrhunderts. Da die Rentabilität des Kapitals in
den großen Volkswirtschaften in den letzten beiden Dekaden zurückging, hat
sich  der  Kampf  der  großen  kapitalistischen  Volkswirtschaften  um  die
Generierung  von  Profit  verschärft.

Und  dies  führt  zu  einer  Zersplitterung  der  wirtschaftlichen  Macht.  Der



imperialistische  Block  unter  Führung  der  USA  ist  zwar  immer  noch
dominant, aber seine Vorherrschaft wird wie nie seit 1945 in Frage gestellt.
Das  führt  dazu,  dass  sich  die  innerimperialistischen  Konflikte  weiter
verschärfen. Nicht nur die Konkurrenz zwischen den großen Rivalen USA/EU
und China, sondern auch zwischen verbündeten Imperialist_Innen tritt immer
mehr  zum  Vorschein  (z.  B.  die  Versuche  des  US-Imperialismus  mithilfe
Anheizens  des  Ukrainekrieges  Deutschland  und  Frankreich  über  die  EU
weiter an sich zu binden).  Als Resultat davon wollen viele Staaten ihren
Spielraum zwischen den sich formierenden Blöcken vergrößern, um sich im
Zweifelsfall auf die günstigste Seite zu schlagen. Zugleich stehen etablierte
Liefer-  und  Wertschöpfungsketten  immer  mehr  zur  Disposition,  so  dass
immer  mehr  Tendenzen  einer  „Deglobalisierung“  hervortreten.  Der
Weltmarkt wird zunehmend fragmentiert,  wirtschaftliche, militärische und
politische  Blöcke  formieren  sich  im  Rahmen  des  imperialistischen
Weltsystems.

Nein zu allen imperialistischen Blöcken!
Für  uns  ist  also  klar,  dass  dieser  Gipfel  nicht,  wie  von  z.  B.  dem
brasilianischen Präsidenten Lula behauptet, einer der unterdrückten Völker
des  globalen  Südens  war.  Die  BRICS  sind  vielmehr  ein  Bündnis  aus
imperialistischen  Mächten  (China  und  Russland)  sowie  halbkolonialen
Staaten,  die  ihrerseits  um einen größeren Anteil  am Reichtum der  Welt
kämpfen, inklusive bedeutender Regionalmächte, die selbst gern in den Kreis
imperialistischer  Mächte  aufsteigen  möchten  (was  sicher  bei  Indien  am
deutlichsten hervortritt).

Wir  sehen  in  einem  Erstarken  der  chinesischen  und  russischen
Einflusssphäre keinen antiimperialistischen Fortschritt, sondern im Gegenteil
ein Mittel des russischen und vor allem des chinesischen Imperialismus, in
der sich im Zuge der Deglobalisierung vollziehenden Blockbildung möglichst
viele Staaten als u. a. Einflusssphären, Ressourcenquellen und Absatzmärkte
um sich zu scharen, um vor allem wirtschaftlich den USA die Stirn zu bieten.

Bei der Neuaufteilung der Welt zwischen „alten“ Großmächten (USA und die
übrigen G7) einerseits und den neuen, aufstrebenden handelt  es sich im



einen reaktionären, innerimperialistischen Gegensatz, der auf dem Rücken
der Arbeiter_Innenklasse und der unterdrückten Nationen ausgetragen wird.

Als  Revolutionär_Innen  müssen  wir  zum  einen  die  Propaganda  unserer
„eigenen“  imperialistischen  Bourgeoisie  –  des  deutschen  Kapitals  –  und
seiner Regierung vom „Gipfel der Tyrannen“ als Heuchelei entlarven und den
Klassenkampf gegen diese entschlossen führen. Gleichzeitig müssen wir uns
mit der Arbeiter_Innenklasse und den Unterdrückten auch in den BRICS-
Staaten im Kampf gegen „ihre“ herrschende Klasse solidarisieren. Dazu aber
müssen wir selbst eine internationale Kampforganisation unserer Klasse, eine
neue revolutionäre Internationale aufbauen.

Nein  zu  BRICS,  G7  oder  NATO  –  Zerschlagung  aller
imperialistischen  Bündnisse!  Für  den  gemeinsamen Kampf
der Arbeiter_Innen und Unterdrückten!

Pakistan:  Rechte  versucht,
minimalen  Schutz  für  trans
Personen rückgängig zu machen
Vom Revolutionary Socialist  Movement (Pakistan),  Artikel  aus der FIGHT
2023, unserer Zeitung gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und
anderen Sektionen der LFI) zum 8. März 2023

Während  im  Iran  die  Arbeiter:innenklasse  gegen  das  diktatorische,
patriarchale  Regime  auf  die  Straße  geht,  wird  über  die  Attacke  der
fundamentalistischen Rechten auf trans Personen in Pakistan, die ohnehin
schon massiv unterdrückt werden, geschwiegen.

Ebenso wie die Mullahs im Iran versuchen, Frauen daran zu hindern, selbst
zu entscheiden, was sie tragen, will das pakistanische Äquivalent mit seiner
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protofaschistischen Basis die kleinen Erfolge des Gesetzes zum Schutz von
trans Personen aus dem Jahr 2018 zurücknehmen. Es war zwar kein großer
Wurf,  kann jedoch als kleiner Fortschritt  angesehen werden. Es gewährt
trans  Personen  zum  Beispiel  nicht  das  Recht,  sich  entgegen  ihrem
eingetragenen Geschlecht als Mann oder Frau zu identifizieren.  Dennoch
erlaubt es ihnen, sich selbst dem dritten Geschlecht im Unterschied zu ihrem
bei  Geburt  zugeschriebenen  zuzuordnen.  Dies  gi l t  auch  für
Ausweisdokumente.

Die religiöse Rechte begehrt, wie zu erwarten war, bewaffnet gegen dieses
Gesetz auf und verbreitet eine Deutung, die wie gewöhnlich in Betrug und
Verderbtheit wurzelt, die typisch für ihresgleichen ist. Als Begründung gibt
sie an, dass die amtliche Änderung des Geschlechts als Möglichkeit genutzt
werden könne, das Verbot von Eheschließungen gleichgeschlechtlicher Paare
zu umgehen, indem sie vorgeben, ein anderes Geschlecht zu repräsentieren.
Doch das ist unwahr.

Die  Kräfte,  die  gegen dieses  Gesetz  mobilisieren,  welches  im Jahr  2018
verabschiedet  wurde,  sind  dafür  bekannt,  seit  langem protofaschistische
Tendenzen  zu  umfassen.  Sie  sind  ebenfalls  dafür  bekannt,  ein  extrem
patriarchales  und  rückschrittliches  Frauenbild  zu  vertreten.  Die  Partei
Jamaat-e-Islami (Islamische Gemeinschaft; JI) spielte eine zentrale Rolle für
die drakonischen Gesetze, die der Diktator Zia-ul-Haq (1978 – 1988) während
der Militärdiktatur eingeführt hat. Die Jamiat Ulema-e-Islam (Fazl) (JUI-F;
Versammlung Islamischer Kleriker), deren Führer Maulana Fazal-ur-Rehman
ist,  wurde  vor  kurzem,  als  die  PDM  (Pakistan  Democratic  Movement;
Pakistanische  Demokratische  Bewegung;  Parteienkoalition  gegen
Expremierminister  Imran Khan,  2020 gegründet)  in  Opposition  zu  Imran
Khan gegründet wurde, als  Held:in der reformorientierten und liberalen
Linken  Pakistans  gefeiert.  Doch  sie  pflegt  die  hässliche  Tradition,  die
Gesichter  von  Frauen,  die  in  öffentlichen  Anzeigen  zu  sehen  sind,  mit
schwarzer Farbe zu beschmieren. In der Zwischenzeit hat sich noch eine
weitere Partei, die Pakistan Tehreek-e-Insaf (PTI; Pakistanische Bewegung
für Gerechtigkeit) der widerwärtigen Hasskampagne angeschlossen. Das ist
nicht verwunderlich, wenn man bedenkt, dass der Vorsitzende und ehemalige



Premierminister Imran Khan ein Frauenhasser vom selben Schlag ist.

Senator Mushtaq Ahmad Khan von der Partei Jamaat-e-Islami steht an der
Spitze der derzeitigen Hasskampagne gegen die Rechte von trans Menschen,
die  zumindest  auf  dem  Papier  bestehen.  Er  hat  vorgeschlagen  die
Gesetzeslage  dahingehend  zu  ändern,  dass  Gremien  von  Ärzt:innen
geschaffen  werden  sollen,  die  dann  wiederum  die  Entscheidungsmacht
darüber hätten, ob eine Person „komplett“ männlich oder weiblich sei. Dies
solle mit einer invasiven körperlichen Untersuchung einhergehen. In seiner
Vorstellung  sollten  nur  die,  bei  denen  das  Geschlecht  auf  Basis  der
Fortpflanzungsanatomie bei Geburt „unklar“ sei, das Recht dazu haben, über
ihr Geschlecht zu entscheiden. Kurz gesagt sollten lediglich Menschen mit
mehrdeutigen  Genitalien  (Anm.:  in  der  Regel  sog.  Intersexuelle)  wählen
dürfen  und  auch  nur,  wenn  sie  s ich  vorher  der  Tortur  einer
Leibesuntersuchung durch eine ärztliche Instanz unterzögen. In einem Land,
wo die meisten Ärzt:innen (Anm: in der Regel Männer) bereits massiv in die
Privatsphäre  ihrer  Patient:innen  durch  wertende  Kommentare  eingreifen,
bspw. wenn es um Themen rund um Sex geht, kann man sich ausdenken, was
das für Leben und Gesundheit von trans Personen an Belastung mit sich
bringt.

Die  Begründung  Mushtaq  Ahmad  Khans  hat  gezeigt,  dass  sowohl
Frauenunterdrückung  als  auch  die  Geschlechterungleichheit  und  die
Diskriminierung von sexuellen Minderheiten eine Klassenfrage darstellen. So
gab  er  bei  Voice  of  America  zu,  dass  die  eigenständige  Wahl  des
Geschlechtes  „eine  Gefahr  für  die  Familie  und  das  Erbschaftssystem
darstellt“  und  es  „die  Tür  dafür  öffnet,  dass  220  Millionen  Menschen
auswählen zu können, irgendwas zu sein“. Die Familie ist in der bürgerlichen
Gesellschaft der Garant für das Überleben des kapitalistischen Systems, denn
sie dient in erster Linie dazu, das Privateigentum dort zu halten. Für Pakistan
ist  wichtig  anzumerken,  dass  insbesondere  in  islamischen Gesellschaften
Frauen den halben Anteil des Mannes am Erbe erhalten. Die mickrige Hälfte,
die ihnen zusteht,  wird dennoch als Teil  angesehen, der der Familie des
Mannes zustünde. Die Ängste, dass Privatbesitz anders verteilt würde, und
die  Bedrohung,  die  das  Gesetz  offensichtlich  für  das  „Familiensystem“



darstellt,  zeigen,  wie  die  Institutionen  der  Familie,  des  Klerus  und  des
Gesetzes  zusammenwirken,  um  die  Existenz  und  den  Fortbestand  des
Systems des Privateigentums zu sichern. Dieses System sorgt dafür, dass die
Reichen reich und die Armen arm bleiben. Es sorgt dafür, dass der Sohn
eines  Kapitalisten  auch  nach  dem  Tod  des  Vaters  Eigentümer  des
Familienunternehmens bleibt und der Sohn eines Arbeiters auch nach dem
Tod  seines  Vaters  zu  einem  Hungerlohn  arbeiten  muss.  Die  regressive
Anhäufung von Reichtum in  wenigen Händen kann ohne Familiensystem
nicht fortbestehen. Das derzeitige Gesetz zum Schutz von trans Personen
sieht vor, dass eine Person, die sich als trans Mann identifiziert, auch doppelt
so viel Erbe erhält wie eine trans Frau. In einem Land, in dem es üblich ist,
dass Brüder ihre Schwestern emotional so manipulieren, dass sie auf ihren
ohnehin schon geringen Anteil am Erbe verzichten, oder es sich einfach ohne
ihre Zustimmung aneignen, kann man sich vorstellen, welche Ängste das
Gesetz  bei  reaktionären  Männern  auslöst,  die  nun  mit  der  Bedrohung
konfrontiert  sind,  dass ihre leiblichen Schwestern sich möglicherweise in
Männer  „verwandeln“.  Auch  wenn  es  keine  Zahlen  gibt,  die  solche
lächerlichen Befürchtungen untermauern, ist die Klassenbasis dieser Ängste
mehr als deutlich.

Obwohl sie unbegründet sind, bedeuten sie in der Realität eine Bedrohung
für das Leben und die Sicherheit von trans Personen. Im Jahr 2021 wurden
nachweislich mindestens 20 trans Personen in Pakistan umgebracht.  Das
pakistanische  Religionsgericht  sowie  der  ständige  Ausschuss  für  die
Überprüfung  im  Senat  prüfen  die  Argumente  zum  Gesetz.  Der  Rat  für
Islamische  Ideologie  (ein  weiteres  Verfassungsorgan  Pakistans),  dessen
Aufgabe  es  ist,  die  pakistanischen  Gesetze  im  Lichte  des  Islam  zu
überprüfen, hat das Gesetz aus dem Jahr 2018 für unislamisch erklärt. Wenn
das Gesetz geändert wird, um die religiöse Rechte und ihre frauenfeindlichen
Verbündeten  in  fast  allen  etablierten  Parteien  Pakistans  zu  besänftigen,
käme  das  einer  großen  Niederlage  für  die  Arbeiter:innenklasse  und  die
unterdrückten Menschen in Pakistan gleich. Heute haben sie es auf trans
Personen  abgesehen.  Morgen  könnten  sie  versuchen,  den  Hidschab
(Verschleierung oder Kopfbedeckung nach islamischem Gesetz) im Namen
des Islam durchzusetzen wie ihre benachbarten Kleriker im Iran. Es ist ein



Teufelskreis,  in  dem die  imperialistischen Mächte  diese  Beispiele  nutzen
werden,  um zu Hause weiter  mit  der  Islamophobie  hausieren zu  gehen,
während  die  arbeitenden  Massen  sowohl  in  den  imperialistischen
Kernländern  als  auch  in  den  Halbkolonien  weiter  leiden.

Daher rufen wir Arbeiter:innen, Bauern/Bäuerinnen, Gewerkschaften und alle
fortschrittlichen Kräfte in Pakistan auf, sich gegen diese dogmatischen Kräfte
zu stellen. Wir können nur selbst etwas bewirken, denn die Bourgeoisie wird
keinen Finger  rühren.  Mushtaq Khan hatte  bereits  2021 versucht,  seine
unsägliche Agenda durchzusetzen. Doch es schlug damals dank des Einsatzes
von Shireen Mazari (pakistanische Politikerin und Menschenrechtsaktivistin,
Vorsitzende der Parlamentskommission für die Ernennung der/s Chef:in der
Wahlkommission  und  ihrer  Mitglieder)  fehl.  Gegenwärtig  braucht  die
pakistanische Bourgeoisie eine Angst, die sie über ihre Medien und Kleriker
in  den  Köpfen  der  Massen  hervorrufen  kann,  um  von  den  wirklichen
Problemen der Wirtschaftskrise, den verheerenden Überschwemmungen und
der ständig wachsenden Auslandsverschuldung abzulenken. Jamaat-e-Islami
spielt  langjährig  die  Rolle  der  Schutzmacht  eines  sich  auflösenden
kapitalistischen Systems. Ohne selbst je an die Macht kommen zu können,
besteht darin ihr einziger Job,  um sich ihren Anteil  an den Pfründen zu
sichern. Denn die Gruppe, auf die sie sich in der Gesellschaft  stützt,  ist
überschaubar. Es sind vor allem kleine Geschäftsleute und Händler:innen,
also Kleinbürger:innen. Historisch gesehen sind das genau diejenigen, die
dazu  mobil is iert  werden  können,  auch  mit  Gewalt  gegen  die
Arbeiter:innenklasse und ihre Organisationen vorzugehen. Genau deswegen
ist es unsere Aufgabe, sie nicht gewähren zu lassen und uns mit all unserer
Kraft gegen diese Attacken (auf Rechte von trans Personen) als Ausdruck
patriarchaler Gewalt durch reaktionäre Kräfte zu stellen. Unsere Brüder und
Schwestern im Iran weisen uns den Weg!



Indiens  reaktionäres  Regime
und die Lage von Frauen
Jonathan Frühling, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung gemeinsam
mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der LFI) zum 8.
März 2023

1,4 Milliarden Menschen zählt die fünftgrößte Volkswirtschaft der Welt. Laut
Prognosen  des  IWF  könnte  Indien  bereits  im  Jahr  2027  auf  Rang  vier
aufzurücken – und damit Deutschland überholen. Doch Größe allein bedeutet
nicht  Reichtum.  Indien  ist  ein  Land  voller  Widersprüche,  ein  extremes
Beispiel für die kombinierte und ungleichzeitige Entwicklung im Rahmen des
imperialistischen  Weltsystems.  So  entsteht  das  Bild  einer  aufstrebenden
Macht, die zwischen Hightechindustrie und massiver Armut der Bevölkerung
hin- und herpendelt. Im Folgenden wollen wir uns dabei die Lage von Frauen
genauer anschauen. Doch bevor wir dazu kommen, wollen wir eine kurze
Skizze der aktuellen Regierung und ihres Regimes geben.

Das Regime der BJP
Seit  2014  wird  das  Land  von  der  Bharatiya  Janata  Party  (Indische
Volkspartei; BJP), einer der rechtesten Regierungsparteien der Welt, regiert.
Die  BJP  hängt  einer  Ideologie  an,  die  als  Hindutva  (hinduistischer
Nationalismus, kurz Hindunationalismus) bezeichnet wird. Der Hinduismus
wird als einzig legitime Kultur im indischen Staat angesehen. Alle anderen
Kulturen, Religionen, Nationalitäten, Indigene und untere Kasten gelten als
feindliche und schädliche oder jedenfalls als untergeordnete Elemente, die
oder  deren Widerstand bekämpft  werden müssen.  Das  betrifft  vor  allem
Muslim:innen,  Kashmiri,  Sikhs,  Dalits  (unterste  Kaste)  und  Adivasi
(Indigene).

Sowohl  die  Innen-  als  auch  die  Außenpolitik  werden  als  Kulturkampf
inszeniert.  Nach außen werden die  Kulturen anderer  Staaten als  Gefahr
angesehen, im Inneren werden die anderen Religionen, d. h. vor allem der

https://onesolutionrevolution.de/indiens-reaktionaeres-regime-und-die-lage-von-frauen/
https://onesolutionrevolution.de/indiens-reaktionaeres-regime-und-die-lage-von-frauen/
https://arbeiterinnenmacht.de/


Islam, Ziel der Hetze des Hindunationalismus. Die Funktion dieser Ideologie
besteht  darin,  Feindbilder  zu  schaffen,  um gleiche  Hindu  verschiedener
Klassen bzw. Kasten an den Staat und seine kapitalistische und neoliberale
Politik zu binden.

Denn es ist gerade die neoliberale Politik, die den Premierminister Narendra
Modi Zustimmung unter den Kapitalist:innen einbringt. Während wichtige
Teile des indischen Großkapitals lange in der Kongresspartei ihre politische
Vertretung  sahen,  schwenkten  in  den  letzten  10  –  15  Jahren  fast  alle
Großkonzerne zur BJP um. Und diese agiert ganz in deren Interesse.

So erfolgten während der ersten Amtszeit Modis massive Angriffe auf die
Gewerkschaften  und  Arbeitsschutzgesetze  wie  die  Aufhebung  des
Rechtsschutzes  für  Festanstellungen  und  von  Arbeitszeitbeschränkungen.
Doch das ist nicht alles. Im Zuge von Modis Amtszeit hat sich das politisch-
gesellschaftliche Klima extrem nach rechts verschoben.

Aufrufe  zum  Mord  an  Menschen  muslimischen  Glaubens  durch  hohe
hinduistische  Kleriker  waren  nur  die  Spitze  des  Eisberges  an
Volksverhetzung.  Diese  politische  Stimmung  hat  auch  bereits  schon  zu
Pogromen geführt, wie z. B. 2020 in Delhi. Damals griff ein hinduistischer
Mob muslimische Viertel an, um Protest gegen ein antimuslimisches Gesetz
zu verhindern. Es starben dabei 26 Muslim:innen und 15 Hindus.

Bei  der  BJP  handelt  es  sich  zwar  nicht  um  eine  genuin  faschistische
Organisation, aber sie stützt sich sehr wohl auf rechte faschistoide Milizen
wie  die  Bajrang  Dal  (Brigade  Hanuman;  Jugendflügel  der  Vishva  Hindu
Parishad;  VHP.  Diese  ist  wiederum  auf  dem  rechten  Flügel  der
Sammlungsbewegung  Sangh  Parivar  angesiedelt)  und  die  Rashtriya
Swayamsevak Sangh (Nationale Freiwilligenorganisation; RSS). Die RSS ist
eine  paramilitärische,  rechtsgerichtete  hindunationalistische  Gruppe,  die
über 50.000 Zweigstellen und Waffenausbildungslager besitzt. Sie wurde in
den 1920er  Jahren als  antibritische,  aber  auch streng hinduistische  und
antimuslimische  Organisation  gegründet.  Stark  von  Mussolini  und  Hitler
beeinflusst,  soll  sie  heute  zwischen 5  bis  6  Millionen Mitglieder  zählen.
Sangh Parivar (Familie der Verbände) ist der Oberbegriff für eine Vielzahl



von Hinduorganisationen, die von der RSS hervorgebracht wurden, wobei die
Regierungspartei BJP eng mit ihr verbunden ist, sich auf sie stützt und ihre
Agenda bedient.

Anders als ein faschistisches Regime kamen Modi und die BJP nicht infolge
der Machteroberung einer kleinbürgerlich-reaktionären Massenbewegung an
die  Regierung.  Sie  zerschlugen  auch  nicht  die  organisierte
Arbeiter:innenbewegung.  Aber  unter  Modi  etablierten  sie  einen
parlamentarisch-demokratisch  legitimierten  Bonapartismus.  Die  rechten
Verbände wie die RSS stellen zwar nicht den Kern der Regierungsmacht und
des  Staatsapparates  dar,  wohl  aber  organisierte  kleinbürgerliche
Hilfstruppen,  vor  allem  gegen  religiöse  und  nationale  Minderheiten.

Während Modis Regime den großen Kapitalen enorme Zugewinne brachte
und versucht, Indien in deren Interesse als Machtfaktor zu etablieren, so ist
seine Regierung auch für die Masse der Frauen in Indien eine Kampfansage.

Die Lage von Frauen
Die widersprüchliche Situation innerhalb Indiens wird deutlich, wenn man
die Lage von Frauen betrachtet. Aus dem Artikel „Why Indian women may
lead the tech world of  tomorrow“,  von  Times of  India am 4.  Mai 2020
veröffentlicht,  geht hervor,  dass Frauen fast 50 % aller Studierenden im
MINT  (Mathematik,  Informatik,  Naturwissenschaft,  Technik)-Bereich
umfassen und Indien mit 42 % den höchsten Anteil an weiblichen MINT-
Absolvent:innen auf der ganzen Welt hat.

Ihr  Anteil  an  den  Beschäftigten  in  Wissenschaft,  Technik  und
technologischen  Forschungsinstituten  liegt  aber  bei  nur  14  % und zeigt
damit ein zentrales Problem des Landes auf. Denn sieben Jahrzehnte nach
der Unabhängigkeit ist die Erwerbsbeteiligung der Frauen in Indien noch
immer gering, teilweise sogar rückläufig.

1990 waren noch 35 % aller Frauen beschäftigt. Heute sind es nur noch
25  %,  womit  Indien  auf  Platz  145  von  153  Ländern  liegt.  Hierbei  ist
anzumerken, dass diese Zahl vor allem so gering ist, da Frauen wesentlich



häufiger im informellen Sektor arbeiten, also keine offiziellen Verträge (und
damit einhergehenden Arbeitsschutz) haben. Interessant ist jedoch, dass der
Anteil  der Frauen,  die einer Erwerbstätigkeit  nachgehen,  in den Städten
geringer ist als in den ländlichen Gebieten, obwohl es dort eigentlich mehr
Beschäftigungsmöglichkeiten  und  höhere  Löhne  gibt.  Der  entscheidende
Grund dafür ist aber, dass die Familien von Kleinbauern/-bäuerinnen und
Arbeiter:innen  in  diesen  Regionen  ohne  weibliche  Erwerbsarbeit  nicht
überleben  könnten.

Ein  ähnliches  Szenario  ist  auch  bei  den  alphabetisierten  Frauen  zu
beobachten. 35,5 % aller Frauen sind Analphabetinnen (und nur 19,1 % aller
Männer).  Obwohl  die  Alphabetisierung  die  Erwerbstätigkeit  von  Frauen
fördert,  ist  in  den  meisten  Bundesstaaten  nur  ein  geringer  Anteil  der
gebildeten Frauen in der Stadt erwerbstätig. Auf der anderen Seite ist der
Anteil  der  alphabetisierten  Frauen  auf  dem  Lande  in  verschiedenen
Bereichen  der  bezahlten  Arbeit  viel  höher  als  in  den  Städten.

Auch wenn keine offiziellen Zahlen verfügbar sind, so ist davon auszugehen,
dass die Coronapandemie die Situation nochmal drastisch verschlechtert hat.
Mit einem Minus von 7,7 % hat die Wirtschaft in Indien deutlichere Einbußen
hinnehmen müssen als in anderen Ländern. Allein der Tourismusbereich ist
um rund 58 % eingebrochen. Die Arbeitslosenquote stieg von 5,3 auf 8,0 %.
Die Inflationsrate ist von zuvor 3,7 auf nun 6,6 % angestiegen und extrem
viele Jobs im informellen Sektor sind weggefallen.

Das zeigt schon mal eines: Frauen in Indien sind keine homogene Masse,
sondern  ihre  Situation  ist  stark  von  ihrer  Herkunft  geprägt,  von  ihrer
Klassen- und Kastenzugehörigkeit, ihrer Nationalität oder Religion. Dies kann
man  auch  an  der  Frage  der  häuslichen  Gewalt  nachvollziehen.  Laut
Regierungsumfragen  ist  jede  dritte  Frau  häuslicher  Gewalt  ausgesetzt.
Besonders betroffen sind dabei Dalitfrauen, die ungefähr 16 % aller Frauen
ausmachen. Sie haben beispielsweise einen sehr eingeschränkten Zugang zur
Justiz und in Fällen, in denen der Täter einer dominanten Kaste angehört,
herrscht für diesen weitgehende Straffreiheit. Dalitfrauen gelten daher als
leichte Zielscheibe für sexuelle Gewalt und andere Verbrechen, da die Täter
fast immer ungestraft davonkommen. So zeigen beispielsweise Studien, dass



in Indien die Verurteilungsquote bei Vergewaltigungen von Dalitfrauen unter
2 % liegt, während sie bei Vergewaltigungen aller Frauen in Indien 25 %
beträgt.

Darüber hinaus gibt es eine Reihe weiterer Probleme: Frauen und besonders
Mädchen leiden auch deutlich öfter an Mangelernährung, da es üblich ist,
dass Frauen erst nach den männlichen Teilen der Familie essen und für diese
oft  nicht  mehr  genug  übrig  bleibt.  Frauen  werden  massiv  für  ihre
Menstruation  diskriminiert,  die  als  unrein  angesehen wird  und zum Teil
sogar dazu führt, Tempel nicht mehr betreten zu können. Die Folge dieses
Tabus und natürlich der Armut ist eine katastrophale Menstruationshygiene,
auf die 70 % aller Unterleibserkrankungen bei Frauen zurückzuführen sind.
Nur  ca.  18  %  aller  Menstruierenden  haben  ausreichend  Zugang  zu
Hygieneprodukten.

Arrangierte Ehen sind bis heute die Regel in Indien. Manche Quellen gehen
von bis zu 90 % aus. Arrangiert werden die Heiraten traditionell von den
Familien und Angehörigen, in den letzten Jahren aber auch zunehmend von
Daitingseiten (im Auftrag beider Partner:innen),  um so eine standes- und
statusgemäße  Heirat  zu  erzielen.  So  sind  Hochzeiten  von  Angehörigen
verschiedener Kasten bis heute mit nur rund 5 % eine Rarität, Heiraten über
religiöse Grenzen hinaus sind mit nur 2 % noch seltener.

Die Lage unter der BJP
Trotz gesetzlicher Verbote wird die Gabe einer Mitgift (Geld und/oder teure
Geschenke, die die Familie der Braut an die Familie des Bräutigams zahlen
muss) bei der Verheiratung einer Frau gesellschaftlich erwartet. Wird die
Mitgift als zu niedrig angesehen, läuft die Braut Gefahr, ermordet zu werden.
Ca. 25.000 Mädchen und Frauen erleiden jedes Jahr dieses Schicksal. Die
Geburt vieler Mädchen kann deshalb eine Familie finanziell ruinieren. Zum
Teil müssen die Frauen auch selbst jahrelang arbeiten, um die Mitgift an die
Familie des Mannes selbst bezahlen zu können.

Die  Folge  dieses  Umstandes  ist,  dass  Mädchen  häufig  abgetrieben  oder
geborene getötet werden. 52,1 % aller Kinder zwischen 0 und 6 Jahren sind



Jungen. Dieses Problem versuchte die Modi-Regierung, seit  2015 mit der
Kampagne  „Beti  Bachao,  Beti  Padhao“  (Rettet  die  Tochter,  erzieht  die
Tochter) zu adressieren. Dass dies jedoch nur ein Tropfen auf dem heißen
Stein ist, zeigen die Daten der Regierung selber. Mehr als 56 % der Gelder
wurden  von  2014/15  bis  2018/19  für  „medienbezogene  Aktivitäten“
ausgegeben. Im Gegensatz dazu wurden weniger als 25 % der Mittel an die
Bezirke und Staaten ausgezahlt und über 19 % von der Regierung gar nicht
erst freigegeben.

Dies fasst die Politik der BJP recht gut zusammen. Auf den ersten Blick wirkt
es so, als ob in Modis Regime Frauen einen Platz haben. So wurden in seiner
Amtszeit auch teilweise Gesetze verabschiedet, die ihre Situation punktuell
verbessern.  2021  wurde  das  Gesetz  über  den  medizinischen
Schwangerschaftsabbruch  (MTP)  abgeändert.  Zwar  sind  Abtreibungen  in
Indien seit 1971 legal, allerdings nur unter bestimmten Vorraussetzungen.
Diese wurden im Rahmen der Reform abgeändert. Beispielsweise ist es nun
auch für unverheiratete Frauen möglich, legal abzutreiben. Ebenso wurden
die  Beratungsbedingungen angepasst,  sodass  es  nun möglich  wäre,  dass
Frauen statt nur bis zur 20. bis zur 24. Schwangerschaftswoche abtreiben
können. 2017 hat das Parlament ein Gesetz verabschiedet, das den bezahlten
Mutterschaftsurlaub  von  12  auf  26  Wochen  für  Beschäftigte  aller
Unternehmen, die mehr als 10 Mitarbeiter:innen beschäftigen, verlängert.
Dies gilt jedoch nur für die ersten beiden Kinder, danach verkürzt sich die
Elternzeit wieder auf 12 Wochen.

Doch fundamental verbessern diese Gesetze die Situation von Frauen nicht.
Anrecht  auf  Kinderbetreuung  haben  beispielsweise  nur  Frauen,  die  in
Betrieben mit 50 oder mehr Beschäftigten arbeiten. In einem Land, in dem
ein großer Teil  der weiblichen Erwerbstätigen entweder selbstständig ist
oder im informellen Sektor arbeitet, führen diese Bedingungen zwangsläufig
dazu, dass viele Frauen von den Leistungen (wie auch bei MBAA, der Reform
zum Mutterschaftsurlaub) ausgeschlossen werden.

In der Praxis führt das jedoch dazu, dass laut einer Umfrage von India Today-
Axis  My  India  (das  Meinungsforschungsinstitut,  das  die  Ergebnisse  der
nationalen  Wahlen  im  Mai  2019  am genauesten  vorhersagte)  46  % der



Frauen für die BJP und ihre Verbündeten stimmten, 27 % für den Kongress
und seine Verbündeten und 27 % für andere Parteien. Im Vergleich dazu
stimmten 44 % der Männer für die BJP und ihre Verbündeten. Bei der letzten
Wahl stimmten also mehr Frauen als Männer für die BJP, auch wenn es nur
2 % waren.

Die BJP inszeniert sich also bewusst als „frauenfreundliche“ Kraft,  macht
Zugeständnisse, wo sie kann, und schafft es so, Wählerinnen zu mobilisieren.
Gleichzeitig macht sie aber nicht Politik im Interesse „aller“ Frauen, sondern
konzentriert  sich  überwiegend  (nicht  ausschließlich)  auf  wachsende
Mittelschichten  und  agiert  im  Interesse  der  herrschenden  Klasse.

Vor  allem  aber  wendet  sich  das  Modi-Regime  an  die  Frau  als  Hindu.
Ideologisch bezieht sie sich auf das tradierte Bild der Hindufrau als Mutter,
Fürsorgerin  und  Göttin.  So  forderte  beispielsweise  der  BJP-Abgeordnete
Sakshi Maharaj im Jahr 2015 alle Hindufrauen auf, mindestens vier Kinder zu
gebären,  um die  hinduistische Religion zu schützen (India  Today,  2015).
Mehrere Bundesstaaten haben auch Antikonversionsgesetze verabschiedet,
die auf den so genannten „Liebesdschihad“ abzielen und die Angst schüren,
dass muslimische Männer die Ehe nutzen, um Hindufrauen zum Islam zu
bekehren,  wodurch  interreligiöse  Ehen  kriminalisiert  werden.  Darüber
hinaus sind Parteiführer häufig wegen frauenfeindlicher Äußerungen in den
Schlagzeilen  und  einige  ihrer  Landesregierungen  haben  wegen  der
schlechten  Behandlung  von  Vergewaltigungsfällen  weltweit  Schlagzeilen
gemacht.

Veränderung ist möglich
Trotz aller  Hindernisse sind Frauen in Indien eine wesentliche Kraft  bei
Protesten. 2019 wurde bei einem symbolischen Protest eine 620 km lange
Menschenkette gebildet, an der mehrere Millionen Frauen teilnahmen oder
beispielsweise beim Kampf um sauberes Trinkwasser oder bei den Protesten
gegen  das  CAA  (neues  Staatsbürgerschaftsgesetz),  bei  dem  vor  allem
muslimische  Frauen  präsent  waren.

Dabei  muss  klar  sein:  Gesetze  und  Urteile  von  Gerichten  können



Aufmerksamkeit schaffen, ändern werden sie die Situation von Frauen aber
nur  marginal,  wenn  der  bürgerliche  Staat  sich  weigert,  die  Gesetze
umzusetzen  oder  schlichtweg  nicht  das  Interesse  hat,  die  Wurzel  der
Frauenunterdrückung anzugreifen. Frauen schützen, patriarchale Strukturen
vernichten und eine reale Verbesserung erzwingen können wir nur, wenn wir
uns  gemeinsam organisieren:  auf  der  Straße,  in  den  Betrieben,  an  den
Schulen,  Unis  und  auch  im Haushalt!  Gegen  die  massive  Gewalt  gegen
Frauen bedarf es des Aufbaus einer Bewegung, die beispielsweise auch für
demokratisch-organisierte Selbstverteidigungskomitees eintritt. Sie muss in
den Betrieben und Stadtteilen verankert sein und auch die Gewerkschaften
zur Organisierung und Unterstützung auffordern.

Eine  er fo lgre iche  Bewegung  muss  auf  den  Interessen  der
Arbeiter:innenklasse basieren und darf sich nicht der herrschende Klasse
und deren Parteien unterordnen – natürlich nicht der BJP, aber auch nicht
der Kongresspartei.

Das  bedeutet  auch,  offen  für  die  Rechte  von  Unterdrückten  wie
Muslim:innen,  Dalits,  Kaschmiris  oder  LGBTIA-Personen  einzustehen  und
gemeinsame Kämpfe zu organisieren. Besonders braucht es aber auch einen
gewerkschaftlichen  Kampf  gegen  die  miserablen  Arbeitsbedingungen  im
informellen Sektor. Frauen können hier eine wichtige Rolle spielen und so
ihre Situation verbessern und außerdem Mut und Motivation für weitere
Kämpfe erlangen.

All  dies  erfordert  nicht  nur  den  Aufbau  einer  proletarischen
Frauenbewegung,  sondern  auch  eine  politischen  Alternative  zum
Reformismus  der  Communist  Party  of  India  (CPI):  eine  revolutionäre
Arbeiter:innenpartei.



Antikriegsbewegung in Russland
von Jaqueline Katherina Singh, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Ein Jahr seit Beginn des Angriffskrieges – und das Regime Putins scheint
nicht zu bröckeln, ja nicht mal kleine Risse zu bekommen. Doch die Fassade
täuscht, denn der Druck, den Krieg gewinnen zu müssen, wächst stetig für
die russische Regierung. Zwar wurde am Jahresanfang seitens Putins, aber
auch der internationalen Gemeinschaft festgestellt, dass die Sanktionen die
Nation nicht so stark treffen, wie es sich manch eine/r erhofft hat.

Dennoch ist das Loch im russischen Haushalt nicht besonders klein. Russland
verkauft bereits Devisen im Wert von 8,9 Milliarden Rubel (gut 112 Millionen
Euro)  pro  Tag,  um  das  Defizit  zu  decken.  Auch  Goldreserven  werden
veräußert. Die Zentralbank hat zuletzt davor gewarnt, dass ein hohes Defizit
die  Inflation  anheizen  könnte.  Sie  wäre  dadurch  zu  Zinserhöhungen
gezwungen, die wiederum die Konjunktur belasten würden. Es kann also
nicht  ewig  so  bleiben.  Doch  wie  kann  der  Krieg  beendet  werden?  Und
welchen Widerstand gibt es überhaupt?

Ein grober Überblick
Die Kritiker:innen des Krieges kommen aus allen politischen Spektren in
Russland,  denn  nur  die  wenigsten  profitieren  von  der  sogenannten
„Spezialoperation“. So gab es unmittelbar nach dem Einmarsch Petitionen
und Positionierungen von bekannten Personen der russischen Öffentlichkeit
gegen den Krieg. Aber auch aus der breiteren Bevölkerung kamen offene
Briefe wie beispielsweise einer aus der IT-Branche, der von rund 30.000
Beschäftigten unterzeichnet wurde.

Es  folgten  Aktionen  von  Künstler:innen  wie  des  Kollektivs  Nevoina  aus
Samara oder die anonyme Bewegung „Krankschreibung gegen den Krieg“.
Die größten koordinierten Aktivitäten stellten die Aktionstage am 6. und 13.
März 2022 sowie im September dar. Trotz dieser Unternehmungen ist es

https://onesolutionrevolution.de/antikriegsbewegung-in-russland/
https://arbeiterinnenmacht.de/


jedoch bisher nicht gelungen, eine breite Antikriegsbewegung aufzubauen.
Die Gründe dafür sind zahlreich.

Die  Aktivist:innen  selber  erleiden  seit  dem ersten  Tag  des  Krieges  eine
massive Repression seitens des russischen Staates. Das Versammlungsrecht
war bereits vor dem Krieg drastisch eingeschränkt worden. Neben massiver
Polizeigewalt  gab  es  bis  zum  13.  März  14.000  Festnahmen.  Diese
Ordnungsverwahrungen endeten zwar häufig nach 10 – 15 Tagen, jedoch
wurde  auch  vereinzelt  von  Fällen  berichtet,  bei  denen  Festgenommene
gefoltert wurden. Das Ziel seitens des russischen Staatsapparates war von
Beginn an, die Proteste im Keim zu ersticken.

So  gab  es  für  das  gesamte  Jahr  2022  laut  OVD-Info  mehr  als  21.000
Festnahmen  sowie  mindestens  370  Angeklagte  in  Strafverfahren  wegen
Antikriegsäußerungen  und  -reden.  Mehr  als  200.000  Internetressourcen
wurden  gesperrt  und  11  Urteile  wegen  Staatsverrats  verhängt.  Darüber
hinaus  haben  Behörden  bestätigt,  dass  bisher  141  Personen  wegen
Teilnahme an Antikriegsprotesten mittels Gesichtserkennungssystemen (z. B.
in der Moskauer U-Bahn) ermittelt wurden.

Chronik der Repression
Mit  der  massiven  Repression  hatte  das  Putinregime  bisher  Erfolg.  Die
Proteste  wurden  klein  gehalten,  große  Teile  der  Bevölkerung
eingeschüchtert und wichtige Aktivist:innen für den Widerstand haben mit
Repression zu kämpfen oder mussten fliehen. Die Oppositionsgruppen haben
in dieser Situation Aufrufe zu öffentlichen Kundgebungen eingestellt, weil sie
beim aktuellen Kräfteverhältnis nur zum Verheizen der Aktivist:innen führen
würden.

Weitere Gründe für diese Schwäche

Doch  nicht  nur  die  Repression  alleine  erschwert  den  Aufbau  einer
Antikriegsbewegung. Hinzu kommen zwei weitere Gründe, die wir nur kurz
anreißen können:

a) Fehlende Programmatik und Klarheit



Die eher autonom geprägte Gruppe „Alt-Left“ ging in ihrer Auswertung des
Aktionstags am 13. März 2022 davon aus, dass die Führung der Bewegung
eine liberale Prägung habe und es in der Bevölkerung eine mehrheitliche
Unterstützung  für  die  „Spezialoperation“  und  eine  starke  Zunahme  des
Nationalismus  gebe.  Das  ist  natürlich  ein  Ergebnis  von  Putins
Propagandahoheit, aber auch der Tiefe der historischen Niederlage, die mit
der Restauration des Kapitalismus einherging, und einer Linken, die an sich
selbst  den  Zusammenbruch  des  Stalinismus  erfuhr  und  sich  und  die
Arbeiter:innenklasse bisher nicht so reorganisieren konnte, dass sie einen
alternativen gesellschaftlichen Pol gegen Putin darstellen. Teile der „linken“
Kräfte  –  insbesondere  die  Spitzen  der  KPR  und  der  offiziellen
Gewerkschaften –  unterstützen Putins  Krieg.  Andere nehmen keine klare
Position  ein,  erkennen  das  Selbstbestimmungsrecht  der  Ukraine
grundsätzlich nicht an oder betrachten Russland nicht als imperialistische
Kraft. All das hat verhindert, dass sich ein klarer antikapitalistischer und
antiimperialistischer Pol in der Bewegung bildete.

b) Mangelnde Verankerung

Weiterhin  fehlt  eine  Verankerung  der  radikalen,  gegen  das  Regime
gerichteten  Linken  innerhalb  der  Arbeiter:innenklasse.  Letztere  ist
massenhaft  vor  allem  in  der  staatstragenden  Gewerkschaftsföderation
organisiert und durch diese kontrolliert. Die aktuellen Proteste können sich
somit richtigerweise gegen den Krieg Russlands richten, aber darüber hinaus
können  sie  in  ihrem aktuellen  Ausmaß  nur  die  Keimform  einer  breiten
Antikriegsbewegung darstellen. Davon, den Krieg stoppen zu können, sind
sie weit entfernt. Die Linke ist marginalisiert, die Arbeiter:innenklasse tritt
nicht als eigenständige Kraft auf.

Rolle von Frauen
Doch  nicht  alles  ist  aussichtslos.  Von  Anfang  an  bildeten  Frauen  eine
treibende  Kraft  der  Antikriegsbewegung.  OVD-Info  verzeichnete,  dass
zwischen  dem  24.  Februar  und  12.  Dezember  mindestens  8.500
Administrativverhaftungen  von  Frauen  wegen  Äußerungen  von
Antikriegspositionen in verschiedenen Formen stattfanden, was etwa 45 %



aller bekannten Inhaftierten entspricht.

In den letzten Jahren ist der Anteil der bei Kundgebungen festgenommenen
Frauen deutlich gestiegen: 2021 betrug er bei solchen zur Unterstützung von
Alexei  Nawalny  25  –  31  %  und  2022  dort  nach  Ankündigung  der
Mobilisierung am 21. und 24. September 51 % bzw. 71 %. Der Autor und
Herausgeber  Ewgeniy  Kasakow  kommt  im  Buch  „Spezialoperation  und
Frieden – Die russische Linke gegen den Krieg“ zur Schlussfolgerung, dass
das feministische Spektrum das bestorganisierte in der aktuellen Situation
sei.  Das liegt seiner Einschätzung nach daran, dass es im Gegensatz zur
restlichen Linken am wenigsten gespalten in der Frage der Ukraine gewesen
sei.  Zum  anderen  schaffte  es  am  schnellsten,  „horizontale  Strukturen“
auszubilden,  und  war  somit  in  der  Lage,  zu  unterschiedlichen  Fragen
Agitationsmaterialien  zu  erstellen  und  Solidaritätskampagnen  zu
organisieren. Die größte nachvollziehbare Kraft stellt dabei das Netzwerk
Feministischer Antikriegswiderstand dar, das aktuell auch die stärkste im
Kampf gegen Krieg auszumachen scheint.

Das Feministische Antikriegswiderstand (FAS)
So gab es am 8. März 2022 in über 90 Städten stille Proteste, bei denen
Blumen  vor  Denkmäler  gelegt  wurden  wie  beispielsweise  einem
Wandgemälde in der Kiewer U-Bahnstation in Moskau, das für die russisch-
ukrainische  Freundschaft  steht.  Was  sich  nach  einer  Kleinigkeit  anhört,
führte jedoch allein in Moskau zur Verhaftung von 90 Personen und zeigt,
wie gering der Spielraum für Proteste ist.

Um so positiver ist es, die Aktivitäten der FAS über die letzten Monate zu
verfolgen: Neben der Sammlung von Spenden für ukrainische Geflüchtete,
der Unterstützung von nach Russland Abgeschobenen hat sie mehr als 10
Ausgaben  der  Printzeitung  Zhenskaya  Pravda  (Frauenwahrheit)
herausgegeben, mit der sie vom Staat unabhängige Informationen über den
Krieg gewährleistet.

Ebenso finden sich Artikel  wieder,  die  thematisieren,  wie Söhne vor der
Armee geschützt werden können oder sich der Krieg auf das Familienbudget



und  die  Wirtschaft  Russlands  auswirkt.  Auf  Teletype  veröffentlicht  sie
regelmäßig  Zwischenberichte  ihrer  Arbeit  sowie  Reden  von  einzelnen
Koordinator:innen des Netzwerks. Damit leistet sie einen wichtigen Beitrag
in  der  Agitation  gegen  den  Krieg  und  beweist  flexibles  Nutzen  von
Onlineaktivismus  und  illegaler  Arbeit,  die  nicht  nur  auf  Onlinemedien
basieren  kann.

Positionen
Klar  sollte  sein,  dass  das  Netzwerk  keine  total  homogene  Struktur
verkörpert, die auf Basis eines tiefer gehendenen einheitlichen Programms
agiert. Es dient als Sammelbecken für linke wie auch liberale Aktivist:innen
in  Russland  und  international,  die  auch  unterschiedliche  Einschätzungen
bezüglich des Charakters Russlands im Weltgefüge vertreten. Dennoch hat
es am 25. Februar ein Manifest veröffentlicht, das mittlerweile in über 20
Sprachen verfügbar ist. Dort bezieht es klar Stellung zum Krieg und schreibt:
„Russland hat seinem Nachbarn den Krieg erklärt. Es hat der Ukraine weder
das  Recht  auf  Selbstbestimmung  noch  irgendeine  Hoffnung  auf  ein
friedliches Leben zugestanden. Wir erklären – und das nicht zum ersten Mal
–, dass der Krieg in den letzten acht Jahren auf Initiative der russischen
Regierung geführt wurde. Der Krieg im Donbas ist eine Folge der illegalen
Annexion der Krim. Wir glauben, dass Russland und sein Präsident sich nicht
um das  Schicksal  der  Menschen  in  Luhansk  und  Donezk  kümmern  und
gekümmert  haben und dass  die  Anerkennung der  Republiken  nach  acht
Jahren  nur  ein  Vorwand  für  den  Einmarsch  in  die  Ukraine  unter  dem
Deckmantel der Befreiung war.“

Angesichts des russischen Angriffskrieges ist die klare Positionierung der
FAS essentiell und unterstützenswert. Im Späteren wurde ergänzt, wem die
FAS hilft, wie Unterstützung aussehen kann. Ferner wurden 9 konkretere
Forderungen zum Krieg verabschiedet. Auch hier halten wir den Großteil für
sinnvoll wie die Ablehnung des bloßen Pazifismus, die Amtsenthebung Putins
und aller beteiligten Beamt:innen. Doch sehen wir auch Sachen anders wie
beispielsweise in der ersten Forderung: „Für den vollständigen Abzug der
russischen Truppen aus dem Hoheitsgebiet der Ukraine und die Rückgabe



aller  besetzten Gebiete  an  die  Ukraine  (Wiederherstellung innerhalb  der
Grenzen bis 2014)“.

Wir unterstützen den sofortigen Abzug russischer Truppen, treten jedoch
dafür  ein,  dass  die  Bevölkerung  der  Krim  sowie  der  Volksrepubliken
unabhängig vom russischen wie vom ukrainischen Staat selbst Referenden
organisiert, welchem Gebiet sie sich anschließen will – mit dem Recht, egal
wie die Entscheidung ausfällt,  Sprache etc.  der jeweiligen Minderheit  zu
schützen.

Veränderung ist möglich
In einem Blogbeitrag beschreibt die FAS die unterschiedlichen Stadien von
Antikriegskampagnen  und  wirft  dabei  die  Frage  auf:  „In  welcher  Phase
befinden wir uns Ihrer Meinung nach? Wie kann man den Beginn der dritten,
vierten und fünften Stufe beschleunigen?“ Besagte Stadien stellen dabei 3.
die „Wachstumsphase der Unterstützung“, bei der die Unterstützung über
den Kern der aktiven Gruppen hinaus zunimmt und sich das 4. „Stadium der
Meinungsbildung“  entwickelt,  bei  dem  die  Antikriegsposition  in  breiten
Teilen der Bevölkerung diskutiert wird, hin zum 5. „Stadium der politischen
Stärke“, wo beispielsweise der Beginn oder die aktive Wiederaufnahme von
Verhandlungen  anstehen  sowie  kleine  Zugeständnisse  an  die
Antikriegsbewegung  erfolgen.

Manche Lesende werden jetzt vielleicht stutzig werden, da sie sich unter
„politischer Stärke“ wahrscheinlich etwas anderes vorgestellt haben. Dem
liegt folgende Aussage zugrunde: „Fast alle Forscher sind sich einig, dass die
Antikriegskampagne  selbst  den  Krieg  nicht  beendet:  Kriege  enden  aus
anderen Gründen, zu denen neben wirtschaftlicher Erschöpfung auch die
Unbeliebtheit  und  Nichtunterstützung  des  Krieges  in  der  Gesellschaft
gehören. Es sind Kampagnen, die den Grad dieser Unterstützung verändern
können, indem sie die Basis von Kriegsgegnern ständig erweitern und neue
Menschen in die Bewegung einbeziehen.“

Richtig mag sein, dass Kampagnen nicht Kriege beenden. Dennoch können
aus  ihnen  politische  Kräfte  entstehen,  die  sich  als  Organisationen  oder



Parteien formen, die eben dies tun. Denn vor allem, wenn das Ziel unter
anderem auch die Amtsenthebung Putins sein soll, braucht es eine Kraft, die
klar als Alternative auftreten kann.

Doch  kommen  wir  zurück  zur  eigentlichen  Frage:  Wie  kann  die
Antikriegskampagne ausgeweitet  werden?  Diese  ist  eng verknüpft  damit,
wen man als Subjekt der Veränderung betrachtet. Dabei glauben wir, dass
der Begriff der „Zivilgesellschaft“ nicht hilft, da er das Bild zeichnet, dass
zum einen viele Teile der Bevölkerung gleichgestellt sind, zum anderen keine
wirkliche  Unterscheidung  zwischen  NGOs,  Initiativen  und  Individuen
getroffen  wird.  Die  „Zivilgesellschaft“  in  ihrer  Gesamtheit  besteht  aus
Schichten, die letztlich entgegengesetzt Klasseninteressen haben können –
was  es  schwierig  macht,  klare  Forderungen  zu  entwickeln,  und  den
gemeinsamen Kampf notwendigerweise auf eine Reform des bürgerlichen
Systems beschränken muss.

Als Marxist:innen gehen wir davon aus, dass die Arbeiter:innenklasse das
zentrale Subjekt der Veränderung darstellt. Dabei gehen wir davon aus, dass
das  Bild  der  Arbeiter:innenbewegung  als  Darstellung  weißer  Männer  in
Blaumännern  der  Realität  nicht  gerecht  wird.  Schauen  wir  uns  die
Arbeiter:innenklasse international an, dann ist sie multiethnisch und divers in
ihren  Geschlechtsidentitäten.  Es  geht  also  nicht  um  die  Frage,
Unterdrückung  zu  verleugnen,  sondern  die  Kämpfe  miteinander  zu
verbinden.

Die  Arbeiter:innenklasse  als  solche  ist  aufgrund  ihrer  Rolle  im
Produktionsprozess  relevant.  Durch  die  Fähigkeit  zu  streiken,  also  die
Produktion  lahmzulegen,  sitzt  sie  an  einem effektiven  Hebel,  dem Krieg
sowohl den Geldhahn als auch praktisch die Mittel abzudrehen. Ein Blick
zurück  in  die  russische  Geschichte  zeigt,  welche  Schlüsselrolle  die
Arbeiter:innenklasse – und insbesondere Frauen – einnehmen können, um
Kriege zu beenden. Die Antwort auf die Frage, wie die Antikriegskampagne
ausgeweitet werden kann, lautet für uns also: Wie können die Arbeiter:innen
für eine Antikriegspolitik gewonnen werden? Und welche politischen Ziele
sind damit verknüpft? Soll nämlich der Kampf gegen den Krieg zum Sturz des
russischen Imperialismus auswachsen, so muss er für die Errichtung einer



revolutionären Arbeiter:innenregierung geführt werden.

Wie kann es weitergehen?
Die  FAS  vertritt  eine  solche  Perspektive  nicht.  Unsere  Kritik  bedeutet
natürlich  nicht,  dass  wir  sie  im  Kampf  gegen  die  Kriegspolitik  nicht
unterstützen würden. Im Gegenteil,  wir suchen diese Diskussion mit  den
Aktivist:innen und Genoss:innen.

Darüber  hinaus  ist  auch  hervorzuheben,  dass  die  FAS  auch  wichtige
klassenpolitische Forderungen erhebt. So heißt es:

„Wir kämpfen für menschenwürdige Arbeitsbedingungen für alle und für die
Einhaltung der Arbeitsrechte der Bürgerinnen und Bürger. Mit Beginn des
Krieges steigt die Zahl der Entlassenen und Arbeitslosen. Die Arbeitgeber
nutzen  ihre  Macht  und  ihren  Druck,  um  Arbeitnehmer  für  ihre
Antikriegshaltung zu bestrafen. Die ersten Leidtragenden der Kürzungen im
Arbeitsrecht sind die Frauen!* und die sogenannten nationalen Minderheiten,
Migranten. Wir unterstützen die Arbeit unabhängiger Gewerkschaften und
Streiks.“

Wir  halten  diese  Positionierung  für  sinnvoll,  da  der  Krieg,  wie  die  FAS
feststellt, für eine Verschlechterung der Lebensbedingungen vieler sorgt. Um
mehr Elemente für eine Antikriegsposition zu gewinnen,  müssen aktuelle
Probleme  wie  Lohnkürzungen  sowie  ausbleibende  Lohnzahlungen  und
steigende  Lebensunterhaltungskosten  direkt  angesprochen  und  mit
Forderungen  für  konkrete  Verbesserungen  verbunden  werden.

Dabei ist es sinnvoll, selbst die regimetreuen Gewerkschaften aufzufordern,
um  diese  Fragen  aktiv  zu  werden,  statt  stumme  Burgfriedenspolitik  zu
betreiben. Dies dient vor allem dazu, diejenigen, die zum einen Illusionen
frönen,  dass  ihre  Gewerkschaft  etwas  für  sie  tut,  wegzubrechen,  zum
anderen jenen,  die sie als  bloße Kulturinstitution verstehen,  aufzuzeigen,
dass sie ein Ort des gemeinsamen Kampfes sein muss.

Dies sollte kombiniert werden mit kleineren Aktivitäten in Betrieben, wo über
die  Aufforderungen  diskutiert  werden  kann.  Die  aktuelle  Repression



erschwert  es,  dies  offen  und  öffentlich  mit  der  Frage  des  Krieges  zu
verbinden oder schnell in Mobilisierungen umzuwandeln. Jedoch muss es Ziel
sein, die Unzufriedenheit zu schüren, um sie schließlich produktiv zu nutzen.

Perspektivisch  könnte  das  Ziel  darin  bestehen,  einen  gemeinsamen,
branchenübergreifenden Aktionstag beispielsweise unter dem Motto „Gegen
die  Krise!“  für  bessere  Arbeitsbedingungen  und  höhere  Löhne  zu
organisieren, der a) als Überprüfung dienen kann, wie viele bereit sind, auf
die Straße zu gehen, und b) genutzt werden kann, Kämpfe miteinander zu
verbinden.

Denn man sollte sich bewusst sein: Chauvinismus gegenüber Ukrainer:innen,
Sexismus und LGBTIA+-Diskriminierung werden in der breiten Bevölkerung
nicht  einfach  so  verschwinden,  nur  weil  die  Situation  durch  den  Krieg
schlechter wird. Unmittelbar droht sogar eine Zunahme. Der Schlüssel liegt
jedoch weder darin, dies zu ignorieren, noch eine vollkommende Solidarität
zur Vorbedingung eines gemeinsamen Kampfes zu machen.

Vielmehr muss im Rahmen von Kämpfen für Verbesserungen gezeigt werden,
dass  man  gemeinsame  Interessen  hat,  während  gleichzeitig  in  den
Strukturen  Schutzräume  für  gesellschaftlich  Unterdrückte  wie  Caucuses
geschaffen  werden  sollten.  Ebenso  wird  die  Arbeit  zurzeit  dadurch
erschwert,  dass  die  Gewerkschaften  dem  Krieg  recht  passiv
gegenüberstehen. Aber gerade deswegen ist es wichtig, sie herauszufordern,
was nicht gegen die bereits existierende Arbeit gestellt werden sollte, die die
FAS betreibt, da diese auch die Grundlage schafft, Gehör zu finden.

Internationale Solidarität statt Isolation
Die  Aktivist:innen  der  russischen  Antikriegsbewegung  spielen  eine
Schlüsselrolle bei der Beendigung des Krieges. Hierzulande sollten wir uns
dafür  einsetzen,  dass  a)  die  eigene  Kriegstreiberei  nicht  das  Bild  einer
russischen Bevölkerung zeichnet, die komplett Putin unterstützt. Wer das so
sieht,  leugnet  nicht  nur  die  Realität  und  unterstützt  weitere  mögliche
Kriegstreiberei, sondern verpasst die Chance, den Widerstand zu stärken.
Wir sollten b) fortschrittliche Kräfte wie die FAS in ihrer Oppositionsarbeit



unterstützen,  c)  gegen  die  Sanktionen  gegenüber  der  russischen
Bevölkerung  auf  d ie  Straße  gehen,  da  diese  vor  a l lem  ihre
Lebensbedingungen  verschlechtern,  während  wir  gleichzeitig  das
Selbstverteidigungsrecht  der  Ukrainer:innen  anerkennen.

Darüber hinaus bedarf es einer Strategiedebatte, die international geführt
werden muss. Dies bedeutet zum einen, von Aktivist:innen aus Russland zu
lernen, insbesondere wie politische Arbeit in der aktuellen Situation möglich
ist.  Auf der anderen Seite bedarf es auch inhaltlicher Debatten über die
Fragen  des  Charakters  des  russischen  Regimes  im  imperialistischen
Weltsystem,  des  Krieges  und  der  Strategie,  wie  er  beendet  werden  kann.

Frauen  und  die  Revolution  im
Iran
Martin Suchanek, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung gemeinsam
mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der LFI) zum 8.
März 2023

Der Mord an der jungen Kurdin Jina Mahsa Amini war der Funke, der das
Feuer einer neuen Massenbewegung im Iran entfachte. Seither versucht das
diktatorische, islamistische Regime, die Proteste im Blut zu ertränken.

Über 500 Menschen wurden von den bewaffneten Kräften der Staatsmacht,
von Polizei, Geheimdiensten oder den sog. Revolutionswächtern, ermordet.
Tausende wurden verletzt, über 20.000 festgenommen. Seit Monaten werden
Aktivist:innen  der  Bewegung  und  bekannte  Oppositionelle  nach
Schauprozessen  öffentlichkeitswirksam  hingerichtet,  um  die  Massen
einzuschüchtern  und  die  Anhänger:innen  des  Regimes  zu  stärken.

Nach  Monaten  des  heroischen  Kampfes  droht  die  Bewegung,  durch  die
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Konterrevolution der Mullahs zerschlagen zu werden. Doch selbst wenn dies
der Fall sein sollte, wird dieser „Sieg“ nicht von Dauer sein. Sie können zwar
möglicherweise  den  Protest  niederschlagen  –  die  Ursachen  für  die
revolutionäre Erhebung von Millionen können sie aber nicht aus der Welt
schaffen.  Denn  es  ist  das  reaktionäre,  ausbeuterische,  frauen-  und
menschenfeindliche  Regime,  die  spezifische  Mischung  aus  Kapitalismus,
Nepotismus und islamistischer Diktatur, die immer wieder den Widerstand
hervorbringen wird, den sie mit aller Gewalt – und letztlich nur noch mit
Gewalt – blutig unterdrückt.

Eine Revolution der Frauen
In den letzten Jahrzehnten erschütterten immer wieder Massenproteste den
Iran. 2009, bei der sog. grünen Revolution, bildeten vor allem die städtischen
Mittelschichten  –  Intellektuelle,  das  Kleinbürger:innentum  sowie
reformorientierte  Unternehmerschichten,  die  ihre  Hoffnungen  in  den
damaligen Präsidentschaftskandidaten Chātami setzten – die soziale Basis
der Bewegung.

2017 und vor allem 2019 änderte sich die Lage. Die „Unterschichten“, d. h.
vor allem die Arbeiter:innenklasse, schwangen sich zur sozialen Trägerin des
Kampfes auf. Die Hoffnungen und Illusionen in den „reformorientierten“ Teil
des Regimes waren bei den Massen verflogen. Umso drängender rückten die
sozialen Fragen in den Vordergrund.

2022 standen von Beginn an Frauen, Studierende und die Jugend sowie die
unterdrückten Nationalitäten im Zentrum.

Natürlich wurde dies auch durch den Mord an einer jungen Kurdin, Jina
Mahsa Amini, durch die „Sittenpolizei“ befördert. Dass die Protestbewegung
vor allem von jungen Frauen und Studentinnen getragen und vorangetrieben,
sie  mit  gewissem  Recht  als  feministische  Revolution  bezeichnet  wurde,
verweist auf tiefere gesellschaftliche Ursachen.



Frauen, Arbeit und Bildung
Die extreme Form der Entrechtung seit Beginn der Mullahherrschaft und
Unterdrückung  ging  mit  einer  widersprüchlichen,  teilweise  geradezu
paradoxen Entwicklung der Lage der Frauen im Bildungswesen, teilweise
auch in der Arbeitswelt einher.

Heute gibt es im Iran rund 4,5 Millionen Studierende, also rund 50 % mehr
als in Deutschland (3 Millionen), eine für ein halbkoloniales Land beachtliche
Zahl und Quote. Fast jede/r zweite Studierende ist eine Frau. Dies spiegelt
den  Versuch  des  Mullahregimes  wider,  nach  der  Machtergreifung  eine
staatskapitalistische Industrialisierung voranzutreiben, was sich auch in der
Erhöhung der Alphabetisierungsquote (80 % gegenüber 20 % unter dem
„modernen“  Schahregime)  wie  auch  im  Zwang,  vermehrt  Frauen  als
Lohnarbeiterinnen  zu  beschäftigen  oder  professionell  zu  qualifizieren,
ausdrückt.

Somit entstand im Iran einerseits eine sehr qualifizierte Schicht von Frauen,
die zugleich weiter politisch und kulturell entrechtet blieb. Das Scheitern der
Illusionen in den Reformflügel des Islamismus führte außerdem dazu, dass
sich  die  Hoffnung  auf  eine  allmähliche  Öffnung  und  Liberalisierung  des
Regimes erschöpfte.

Heute stellen die Universitäten einen Fokus der Bewegung dar – und wir
können angesichts der sozialen Lage der Studierenden und insbesondere
Studentinnen  erkennen,  warum  junge  Frauen  und  Jugendliche  eine  so
wichtige Rolle in der Mobilisierung einnehmen, an vorderster Front kämpfen.
Über Jahre versprach das Regime den Frauen und der Jugend im Gegenzug
für soziale  Unterdrückung und kulturelle  Tristesse Jobs,  Einkommen und
sogar einen gewissen Aufstieg.  All  das entpuppte sich nach anfänglichen
ökonomischen Erfolgen in den 1990er Jahren mehr und mehr als Fiktion. Die
neoliberalen Reformen und Privatisierungen des letzten Jahrzehnts, vor allem
seit dem Einbruch 2012/13, verschlechterten die Lage weiter. Für die Frauen
und die Jugend sieht die Zukunft düster aus.

Die Arbeiter:innen bilden mittlerweile die zahlreichste Klasse der iranischen



Gesellschaft, zumal wenn wir die sub- und halbproletarischen Schichten und
jene Teile  der  Intelligenz,  die  einem Proletarisierungsprozess  unterzogen
sind, einbeziehen.

Zugleich  lebt  ein  großer  Teil  dieser  Klasse  heute  in  Armut.  Nach
unterschiedlichen Schätzungen leben 35 – 50 % der Bevölkerung unter der
Armutsgrenze  –  Tendenz  steigend angesichts  von  massiver  Inflation  und
ökonomischer Stagnation.

Für die Lohnabhängigen repräsentierte die Diktatur der Mullahs immer eine
brutale  Herrschaft  der  Ausbeuter:innen –  zu  offensichtlich  und eng sind
iranischer Kapitalismus und islamistisches Regime miteinander verbunden.

Proletarische,  aber  auch  junge,  akademisch  gebildete  Frauen  trifft  dies
besonders. Die Hindernisse auf dem Arbeitsmarkt sind beachtlich. So liegt
der Anteil von Frauen an den Beschäftigten noch immer bei nur 17,26 % (er
überstieg in der Islamischen Republik nie 20 %). Auch wenn dies den realen
Anteil der Erwerbsarbeit von Frauen nicht reflektiert, weil ein großer Teil
der in der Landwirtschaft Beschäftigten (Schätzungen gehen davon aus, dass
rund 60 % der Arbeit auf dem Dorf von Frauen erledigt wird) wie auch nicht
offiziell  registrierte  Beschäftigung  rausfallen,  werden  Frauen  auf  dem
Arbeitsmarkt  schon  nach  amtlichen  Zahlen  massiv  diskriminiert.

Das  verdeut l i cht  auch  d ie  Arbe i ts losenquote  von  Frauen
(https://de.theglobaleconomy.com/Iran/) mit offiziell 18,96 % im Jahr 2021,
die fast doppelt so hoch ist wie jene der Männer (9,89 %). Noch höher liegt
sie bei Jugendlichen – und das heißt insbesondere auch bei jungen Frauen –
mit 27,21 %. Mit fast 89 % extrem stark von Arbeitslosigkeit – und damit von
Armut  –  betroffen  ist  die  ohnedies  stigmatisierte  Gruppe  von
alleinerziehenden  Frauen.

Die Ursachen für diese Entwicklung sind vielfältig. Einerseits natürlich die
ökonomische Stagnation selbst, die die gesamte Klasse der Lohnabhängigen
betrifft. Zweitens ziehen viele, natürlich männliche Unternehmer vor, junge
Männer statt Frauen zu beschäftigen, selbst wenn diese z.  B. einen weit
besseren Hochschulabschluss vorweisen.

https://de.theglobaleconomy.com/Iran/


Die Anzahl studierender Frauen ist seit Jahren vielen Mullahs an Dorn im
Auge. Unter dem erzkonservativen Einpeitscher Ahmadineschād wurde nicht
nur  auf  propagandistischer  und  ideologischer  Ebene  gegen  diesen
„Auswuchs“  angegangen,  sondern  wurden  auch  Männerquoten  in
verschiedenen,  vor  allem  technischen  und  naturwissenschaftlichen
Studiengängen eingeführt. Der „Erfolg“ war mäßig, da selbst regimetreue,
sozial-konservative Väter (einschließlich hoher Kleriker) aller reaktionären
Gesinnung zum Trotz ihre Töchter an die Unis schicken und gut ausgebildet
haben wollten.

Die gesellschaftliche Unterdrückung der Frauen nimmt daher viel stärker die
Form der Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt an.

Für beschäftigte Arbeiterinnen kommt „natürlich“ auch noch Sexismus am
Arbeitsplatz  hinzu.  Darüber  hinaus  nutzen  Unternehmen  bewusst  die
reaktionäre  Gesetzgebung,  um  gewerkschaftlich  aktive  oder  einfach
Widerstand  leistende  Arbeiterinnen  unter  dem  Vorwand  „unislamischen“
Verhaltens oder „unsittlicher“ Bekleidung zu entlassen.

All dies verdeutlicht, wie eng der Kampf gegen Frauenunterdrückung mit
dem gegen Ausbeutung verbunden ist, so dass dieser einen essentiellen Teil
des Klassenkampfes bildet.

Von  der  halben  Revolution  zur  ganzen
Konterrevolution
Die Unterdrückung der Frauen gehörte von Beginn an zur politischen DNA
des islamistischen Regimes.  Anders als  heute gern von den bürgerlichen
Medien vereinfacht dargestellt wird, war die iranische Revolution zu Beginn
am Ende der 1970er Jahre keineswegs eine „islamische“.

Im  Kampf  gegen  das  Schahregime  ste l l ten  d ie  L inken,  d ie
Arbeiter:innenklasse und auch eine starke Frauenbewegung eine zentrale
Kraft dar. Politisch kann die iranische Revolution als Kampf dreier Kräfte
betrachtet werden. Erstens das prowestliche despotische Schahregime, das
sich auf den Imperialismus, den iranischen Staatsapparat und einen Teil der



herrschenden Klasse stützte, zweitens die von liberalen, mehr und mehr aber
auch  von  den  lslamist:innen  vertretene  oppositionelle  Bourgeoisie  und
Mittelklasse.

Schließlich die Arbeiter:innenschaft und bäuerliche Schichten. Sie bildeten
nicht  nur  eine  zentrale  Kraft  beim  Sturz  des  Schah,  sondern  die
Arbeiter:innenklasse errichtete auch Formen der Doppelmacht, vor allem in
verstaatlichten Betrieben und auf den Ölfeldern (Schoras = Räte).

Aber die stalinistische Doktrin der iranischen Linken erwies sich selbst als
Hindernis für die Revolution. Gemäß ihrer Vorstellung war das Land für eine
sozialistische Umwälzung noch nicht reif, vielmehr stünde als nächste Etappe
eine  antiimperialistische,  bürgerliche  Revolution  an,  die  die  „nationale
Bourgeoisie“ zuerst an die Macht bringen müsste. Vor diesem Hintergrund
wurden  Khomeini  und  seinen  Anhänger:innen  als  Verkörperung  der
antimonarchischen,  nationalen  Revolution  betrachtet.

Politisch bedeutete dies, die Interessen der Arbeiter:innenklasse wie aller
Unterdrückten  –  und  das  hieß  vor  allem  jene  der  Frauen  –  denen  der
„nationalen“ Bourgeoisie und damit den Islamist:innen unterzuordnen.

Dies und die eng mit ihnen verbundenen Sektoren der Kapitalist:innenklasse,
insbesondere die in Teheran ansässigen Handelskapitale (Bazaris),  hatten
ihrerseits längst die Linke und die Arbeiter:innenklasse als unversöhnlichen
Gegnerinnen ausgemacht. Das lag nicht zuletzt auch an deren Stärke. Die
Eroberung des Flughafens Teheran durch bewaffnete Guerillaeinheiten, die
die  Armee  vertrieben,  und  die  Errichtung  von  Arbeiter:innenräten
beunruhigten  alle  kapitalistischen  und  reaktionären  Kräfte.  Zu  Recht
fürchteten sie (wie auch die westlichen Regierungen), dass die Revolution
auch die Eigentumsverhältnisse in Fragen stellen könnte.

Natürlich gibt es keine Garantie dafür, dass eine solche, ihrem Wesen nach
sozialistische  Revolution  gesiegt  hätte.  Aber  die  Unterordnung  der
Arbeiter:innenklasse  und  der  Bauern-/Bäuerinnenschaft  unter  die
herrschende Klasse  konnte  ihrerseits  nur  zum Sieg der  Konterrevolution
führen. Khomeini und die islamistischen Kräfte vernichteten alle Kräfte der



Arbeiter:innenbewegung und der demokratischen Opposition – einschließlich
vieler,  die  ihn  als  „Antiimperialisten“  gepriesen  hatten.  Tausende  und
Abertausende  wurden  gefoltert,  liquidiert  oder  „verschwanden“.  Die
Arbeiter:innenklasse erlitt eine historische Niederlage. Die halbe, im Kampf
um die Demokratie stehengebliebene Revolution endete mit einer ganzen
Konterrevolution.

Konterrevolution und Entrechtung
Deren Sieg bedeutete für alle Frauen im Iran eine Katastrophe. Die Elemente
formaler  Gleichheit,  die  unter  dem  Schah  errungen  und  in  den  ersten
Monaten der Revolution faktisch sogar ausgeweitet worden waren, wurden
rigoros abgeschafft.

Natürlich hatten Khomeini und die Mullahs die Frauenunterdrückung und
das  Patriarchat  nicht  erfunden,  sie  institutionalisierten  sie  jedoch  im
extremen  Ausmaß.  Die  Scharia,  as  islamische  Gesetz,  wurde  zu  deren
rechtlich-ideologischer  Grundlage.  Hier  einige  zentrale  Folgen  für  die
Frauen:

–  Frauen  s ind  s t rengen  K le idervorschr i f ten ,  d ie  u .  a .  d ie
Zwangsverschleierung  umfassen,  unterworfen.

– Frauen sind vor Gericht den Männern nicht gleichgestellt. Ihre Aussage
zählt nur halb so viel wie die eines Mannes. In manchen Fällen sind sie erst
gar nicht als Zeuginnen zugelassen.

–  Frauen  sind  von  bestimmten  Berufen  (Armee,  Richterinnen)
ausgeschlossen.

– Frauen benötigten für Arbeit, Reisen und Scheidung das Einverständnis
ihrer Ehemänner, Väter oder Brüder.

– Sie haben faktisch keinen Anspruch auf Sorgerecht.

–  Das  Mindestalter  für  Ehen  und  die  volle  Strafmündigkeit  wurde  bei
Mädchen auf neun Jahre heruntergesetzt, Abtreibungen wurden verboten.



–  Männer  haben  das  „Recht“,  die  sexuelle  Verfügbarkeit  der  Ehefrau
gewaltsam durchzusetzen. Vergewaltigung in der Ehe ist daher legal.

– Geschlechtertrennung wurde in weiten Bereichen des öffentlichen Lebens
eingeführt,  zum  Beispiel  im  Personennahverkehr,  beim  Sport,  in
Bildungsinstitutionen  und  bei  der  Gesundheitsversorgung.

Die meisten dieser Maßnahmen wurden im Zuge der „kulturellen Revolution“
der Mullahs in den Jahren 1980 – 1983 eingeführt, in einer Art konzertierter
Aktion zur Auslöschung aller Errungenschaft der Frauen. Auch wenn einige
wenige  Gesetze  seither  etwas  gelockert  wurden,  blieb  das  System  der
institutionellen Unterdrückung bis heute intakt und stellt einen Eckpfeiler
der klerikalen Diktatur dar.

Diese Form begünstigt  Sexismus und Gewalt  bis  hin zu Femi(ni)ziden in
Familien, in der Öffentlichkeit und durch staatliche Repressionsorgane. So
sind Folter,  Missbrauch und Vergewaltigung von Frauen durch Pasdaran
(Iranische  Revolutionsgrade),  Sittenpolizei  und  andere  Reaktionswächter
weit verbreitet. Im Extremfall wurden Vergewaltigungen vor Hinrichtungen
sogar durch sog. „Zeitehen“ gegen den Willen der Frauen von Geistlichen
legalisiert.

Welche Revolution?
Die Erfahrungen der iranischen Revolution (und eigentlich aller wichtigen
Revolutionen des 20. und 21. Jahrhunderts) zeigen, dass die demokratischen
Forderungen – im Iran insbesondere die nach Gleichheit und Freiheit der
Frauen – untrennbar mit der Klassenfrage verbunden sind.

Wirkliche Befreiung ist für die Frauen (sowie armen Bauern und Bäuerinnen
sowie unterdrückten Nationalitäten) im Rahmen des Kapitalismus im Iran
letztlich  unmöglich.  Ihre  Unterdrückung  mag  unter  einer  anderen
bürgerlichen Herrschaftsform oder einer anderen Elite allenfalls elastischere
Formen annehmen (und selbst das ist keineswegs sicher).

Die Verbesserung der Lage der Massen – und insbesondere der Frauen und
der unterdrückten Nationen – ist unmöglich, ohne die Profite, den Reichtum,



die  Privilegien,  das  Privateigentum  der  herrschenden  Klasse  im  Iran
anzutasten. Umgekehrt kann sich die Arbeiter:innenklasse selbst nur dann
zur wirklich führenden Kraft einer Revolution aufschwingen, wenn sie die
entscheidenden gesellschaftlichen Fragen mit der ihrer eigenen Befreiung,
der  Enteignung  des  Kapitals  und  der  Errichtung  eine  demokratischen
Planwirtschaft verbindet. Ansonsten wird das Proletariat – unabhängig vom
Geschlecht – weiter eine Klasse von Lohnsklav:innen bleiben.

Die  Klärung  dieser  Frage  ist  aber  unbedingt  notwendig,  weil  in  der
iranischen Oppositionsbewegung auch bürgerliche und direkt reaktionäre,
monarchistische Kräfte wirken (inklusive des demokratischen Imperialismus
und  nichtmonarchistischer  Kräfte).  Deren  Programm  besteht  im  Grunde
darin, dass an die Stelle der aktuellen, islamistischen Sklavenhalter:innen
neue,  bürgerliche  und  prowestliche  treten  (wenn  nötig,  im  Bündnis  mit
Teilen des aktuellen Regimes).

Eine  politische  Kraft,  die  hingegen  konsequent  die  Interessen  der
lohnabhängigen  Frauen,  der  Student:innen  und  Arbeiter:innenklasse
insgesamt zum Ausdruck bringt, muss mit allen unterdrückerischen Klassen
und ihren Parteien brechen. Und das heißt zuerst, sie darf ihre Ziele nicht
auf rein demokratische, rein bürgerliche beschränken.

Die Frage von Sieg oder Niederlage ist dabei nicht nur eine des Überlebens
für die iranischen Massen, sondern auch von zentraler Bedeutung für den
Befreiungskampf im gesamten Nahen und Mittleren Osten, vor allem in jenen
Ländern, wo das iranische Regime einen unmittelbar konterrevolutionären
Einfluss ausübt.

Revolutionäre Partei
Eine  solche  Perspektive  und  ein  revolutionäres  Programm,  das
demokratische und soziale Forderungen mit sozialistischen verbindet und in
der  Errichtung  einer  Arbeiter:innen-  und  Bauern-/Bäuerinnenregierung
gipfelt, entsteht nicht von alleine. Sie erfordern eine Kraft, die bewusst dafür
in der Arbeiter:innenklasse, an den Universitäten und Schulen, unter der
Jugend, den Frauen und unterdrückten Nationalitäten kämpft.



Nur  so  kann  der  stetige  Vormarsch  der  Konterrevolution  hier  und  jetzt
gestoppt  werden.  Und  diejenigen,  die  am  beharrlichsten  für  solche
Forderungen kämpfen und dabei nicht nur die Lehren aus den letzten vier
Monaten,  sondern vier  Jahrzehnten ziehen,  sind diejenigen,  die  mit  dem
Aufbau dieser Kraft, einer revolutionären Partei, beginnen können.

In einer Situation, in der die Repression immer erdrückender gerät, ist es
jedoch schwieriger denn je, eine offene Debatte über Strategien zu führen.
Hierbei könnten wohl im Exil Lebende eine wichtige Rolle spielen, doch es
bleibt zentral, dass die linken Organisationen vor Ort sich dieser Debatte
nicht verschließen. Andernfalls verblasst das Potenzial erneut.

Denn klar ist: Nur eine solche Partei wird in der Lage sein, den Kampf unter
allen Bedingungen zu führen, im Untergrund zu operieren, wenn es nötig ist,
und in  Streiks,  Gewerkschaften  und vor  allem in  Massenbewegungen in
Zeiten des Aufschwungs der Kämpfe einzugreifen.

Von  der  Verteidigung  der
Bewegung zur Revolution
von  Martin  Suchanek,  Artikel  aus  der  FIGHT  2023,  unserer  Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Die Demonstrant:innen auf den Straßen, die Studierenden an den Unis, die
Arbeiter:innen in vielen Betrieben verbinden seit Monaten Parolen wie „Jin,
Jiyan,  Azadi“  (Frau,  Leben,  Freiheit)  mit  dem Ruf  nach  dem Sturz  des
Regimes.  Ihnen  ist  längst  bewusst,  dass  es  einer  Revolution,  einer
grundlegenden Umwälzung bedarf, um ihr Ziel, die Gleichberechtigung der
Frauen,  ein  Leben  frei  von  islamistischer  und  patriarchaler  Gängelung
durchzusetzen. Entweder siegt die Bewegung, die Revolution oder die blutige
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Konterrevolution des Regimes.

Trotz  der  Repression  im  Herbst  2022  verbreiteten  sich  die  Proteste
wochenlang. Die Aktionen waren auf lokaler, universitärer und betrieblicher
Ebene  durchaus  koordiniert,  werden  von  illegalen  oder  halblegalen
Gruppierungen geführt  oder von Gewerkschaften,  die sich in den letzten
Jahren  im  Untergrund  gebildet  hatten.  Aber  die  Bewegung  besaß  kein
landesweites,  alternatives  Macht-  und  Koordinationszentrum,  das  den
Apparat des Regimes paralysieren oder es gar mit diesem aufnehmen könnte.

In  den  letzten  Wochen  zeigt  sich  dieses  Problem immer  deutlicher.  Die
Konterrevolution hat die Initiative ergriffen, droht, die Bewegung im Blut zu
ersticken.

Um das zu verhindern, braucht sie Kampfformen, die sie vereinheitlichen
kann und die das gesamte Land erschüttern können – und das kann nur ein
politischer Generalstreik zur Verteidigung der Bewegung und zum Sturz des
Regimes sein.

Dieser  würde  nicht  nur  die  Produktion  und  Infrastruktur  des  Landes
lahmlegen und ökonomischen Druck ausüben. Die Arbeiter:innen müssten
auch entscheiden, welche Produktion sie für die Versorgung der Menschen
aufrechterhalten.  Vor  allem  aber  müsste  ein  solcher  Generalstreik  auch
Kampforgane, Aktionskomitees schaffen, die sich auf Massenversammlungen
stützen, die an den Räten der iranischen Revolution, den Schoras, anknüpfen
würden.

Solche  Organe  wären  natürlich  nicht  nur  betriebliche  Strukturen.  Sie
könnten ebenso gut an Universitäten, in den Stadtteilen und auf dem Land
durch  Massenversammlungen  gewählt  werden.  Alle  Unterdrückten,  die
Frauen,  die  Jugend,  die  nationalen  Minderheiten  würden  darin  einen
zentralen Platz einnehmen. Die Bewegung würde so auf lokaler, regionaler
und  landesweiter  Ebene  zusammengeführt  werden,  faktisch  zu  einem
Zentralorgan  der  Bewegung  geraten.

Der Generalstreik würde dabei zugleich als Schutzschild gegen das Regime
fungieren, indem er Formen der revolutionären Legalität durchsetzt,  also



Doppelmachtorgane  schafft,  die  eine  Alternative  zum  Staatsapparat
darstellen.

Dazu braucht es notwendigerweise die Bildung von Schutzeinheiten für den
Generalstreik  selbst,  von  Arbeiter:innen-  und  Volksmilizen.  Diese  Politik
müsste durch Aufrufe an die Soldat:innen ergänzt werden, dem Regime die
Gefolgschaft zu verweigern, Soldat:innenräte zu bilden, die Offizierskaste zu
entmachten,  reaktionäre  Kräfte  zu  entwaffnen  und  Arsenale  für  die
Arbeiter:innenmilizen  zu  öffnen.

Dazu müsste  die  Arbeiter:innenklasse  selbst  jedoch nicht  nur  als  soziale
aktive Kraft hervortreten. Sie müsste der Bewegung nicht nur die Kraft zum
Sieg verleihen, sondern sie bräuchte auch ein eigenes Programm, wie die
Revolution vorangetrieben werden kann und welche neue Ordnung im Iran
durchgesetzt werden soll.

Übergangsprogramm
Es braucht ein Programm, das die demokratischen Aufgaben und die soziale
Frage revolutionär angeht, miteinander verbindet mit dem Ziel der Schaffung
einer Arbeiter:innen und Bauern-/Bäuerinnenregierung, die die Revolution zu
einer  sozialistischen  macht.  Kernforderungen  eines  solchen  Programms
müssten  sein:

Gleiche  Rechte  und  volle  Selbstbestimmung  für  alle  Frauen!
Abschaffung der reaktionären Kleidervorschriften und aller anderen
diskriminierenden Gesetze!
Volle  demokratische  Rechte  für  die  Jugend!  Abschaffung  aller
reaktionären  Vorschriften,  die  ihre  geistige  Betätigung,  ihre
Bewegungs-  und  Ausdrucksfreiheit  beeinträchtigen!
Abschaffung der Zensur und aller Einschränkungen der Meinungs-
und Publikationsfreiheit!  Für die vollständige Trennung von Staat
und Religion!
Selbstbestimmungsrecht  für  alle  Nationen  und  Nationalitäten  wie
Kurd:innen, Belutsch:innen! Gleiche Rechte für Geflüchtete wie z. B.
die 3 Millionen Afghan:innen!



Für  eine  verfassunggebende  Versammlung,  einberufen  unter
Kontrolle  der  revolutionären  Massen  und  ihrer  Organe  in  den
Betrieben und Stadtteilen!
Sofortprogramm zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit  und Armut!
Mindestlohn und Mindesteinkommen für Arbeitslose, Jugendliche und
Rentner:innen, um davon in Würde leben zu können, festgelegt von
Arbeiter:innenausschüssen, ständig angepasst an die Inflation!
Massive  Besteuerung  von  Unternehmensgewinnen  und  privaten
Vermögen! Streichung der Auslandsschulden! Beschlagnahme aller
Vermögen  und  Unternehmen  der  Mullahs,  diverser  regimetreuer
halbstaatlicher  Organisationen  und  Wiederverstaatlichung  der  an
Günstlinge des Regimes privatisierten Unternehmen!
Arbeiter:innenkontrolle  über  die  verstaatlichte  Industrie  und  alle
anderen  Unternehmen!Entschädigungslose  Enteignung  der
Großgrundbesitzer:innen, des Großhandels und der großen Industrie
und  Banken  sowie  der  ausländischer  Konzerne  unter
Arbeiter:innenkontrolle! Für ein Notprogramm zur Versorgung der
Massen, zur Erneuerung der Infrastruktur und der Produktion gemäß
den Bedürfnissen der Arbeiter:innen, Bauern/Bäuerinnen, der Frauen
und der Jugend und ökologischer Nachhaltigkeit!
Schluss  mit  der  Unterstützung  des  russischen  und  chinesischen
Imperialismus  und  reaktionärer  Despotien  wie  des  Assadregimes!
Keine Unterstützung der USA und anderer imperialistischer Staaten
in  der  Region!  Sol idarität  mit  dem  paläst inensischen
Befreiungskampf!  Bündnis  mit  der  Arbeiter:innenklasse,
demokratischen  und  antiimperialistischen  Kräften  gegen  ihre
reaktionären  Regierungen  und  imperialistische  Intervention!
Zerschlagung  des  islamistischen  Regimes  und  des  reaktionären
Staatsapparates!  Für  eine  Arbeiter:innen-  und  Bauern-
/Bäuerinnenregierung,  die  sich  auf  Räte  und  Milizen  stützt,  die
herrschende Klasse enteignet und eine demokratische Planwirtschaft
einführt!
Für  die  Ausweitung  der  Revolution!  Für  eine  Föderation
Sozialistischer Staaten im Nahen und Mittleren Osten!



Außerehelicher  Sex  und
kommunistische Ideen verboten:
Wider  den  reaktionären
Gesetzen in Indonesien!
Von Jona Everdeen

Eine Meldung sorgte in den letzten Monaten im Westen für Erstaunen und
Schrecken: „Indonesien verbietet außerehelichen Sex“. Doch die Tatsache,
dass man in Zukunft in Indonesien bis zu einem Jahr ins Gefängnis kommen
kann, einfach nur weil man konsensualen Sex mit einer Person hat, mit der
man  nicht  verheiratet  ist,  ist  nur  die  Spitze  des  Eisbergs  des  neuen
indonesischen Strafgesetzes.

Und während sich die bürgerlichen Medien des Westens vor allem über die
Konsequenzen  für  Tourist_Innen  sorgen,  werfen  wir  einen  Blick  auf  die
reaktionäre Entwicklung im viertbevölkerungsreichste Land der Welt und die
Konsequenzen, die diese für seine ungefähr 250 Millionen Einwohner:Innen
haben wird.

Was steht im neuen Gesetz?
Das neue Strafgesetzbuch, das Präsident Joko Widodo und seine Regierung
nun  final  verabschiedet  haben,  soll  in  erster  Linie  das  alte  aus  der
Kolonialzeit ersetzen.

Was grundsätzlich nach einem progressiven Schritt klingt, schließlich wirft
das  Land  somit  Reste  seiner  vergangenen  kolonialen  Unterdrückung
endgültig  ab,  wird  leider  von  dem  gegenteiligen  Inhalt  überschattet.

https://onesolutionrevolution.de/ausserehelicher-sex-und-kommunistische-ideen-verboten-wider-den-reaktionaeren-gesetzen-in-indonesien/
https://onesolutionrevolution.de/ausserehelicher-sex-und-kommunistische-ideen-verboten-wider-den-reaktionaeren-gesetzen-in-indonesien/
https://onesolutionrevolution.de/ausserehelicher-sex-und-kommunistische-ideen-verboten-wider-den-reaktionaeren-gesetzen-in-indonesien/
https://onesolutionrevolution.de/ausserehelicher-sex-und-kommunistische-ideen-verboten-wider-den-reaktionaeren-gesetzen-in-indonesien/


Nachdem das neue Gesetz bereits 2019 vorgelegt wurde und damals auf
massiven Protest stieß, wurde es noch einmal, hinter verschlossener Tür und
somit  ohne  Mitspracherecht  der  Öffentlichkeit,  überarbeitet  und  jetzt  in
„abgeschwächter  Form“  beschlossen  und  soll  ab  2025  in  Kraft  treten.
Wirklich  fundamental  hat  sich  jedoch  nichts  geändert.  Das  Verbot  von
außerehelichem  Sex  und  weitgehende  Einschränkungen  der
Meinungsfreiheit bleiben bestehen. So dürfen Präsident, Vize-Präsident und
andere  Staatsorgane  nicht  beleidigt  werden,  wobei  unklar  ist,  was  als
Beleidigung gilt und auch „Blasphemie“ ist weiterhin strafbar.

Das Verbot von Sex, nicht mehr wie zuvor nur neben der Ehe sondern auch
vor der Ehe, also das Verbot jeglichem außerehelichen Geschlechtsverkehrs,
das auch mit einem Verbot des Zusammenlebens nicht verheirateter Paare
einhergeht (darauf stehen bis zu 6 Monate Haftstrafe) trägt bereits extrem
rückschrittliche Züge, bei näherer Betrachtung wird aber noch deutlicher
was  die  Hauptintention  ist:  Unterdrückung  von  Frauen  und  LGBTQ-
Menschen.

Vor allem für letztere ist das neue Gesetz katastrophal, da Homosexuelle
nicht heiraten dürfen, ist Geschlechtsverkehrs zwischen Menschen desselben
Geschlechts jetzt grundsätzlich verboten.

Doch auch die Frauenrechte verschlechtern sich massiv. Angezeigt werden
kann  außerehelicher  Sex  nur  vom  Ehepartner  oder  einem  engen
Familienmitglied,  was  eine  sehr  deutliche  Implikation  offenbart:  Bestraft
werden  sollen  in  erster  Linie  Frauen,  die  sich  nicht  dem patriarchalen
Familienbild unterordnen und stattdessen ihr (Liebes-)Leben selbst gestalten
wollen.

Bei heterosexuellen Männern hingegen wird das neue Gesetz voraussichtlich
„Verfehlungen“  sehr  nachsichtig  behandeln,  wobei  auch  junge  Männer
natürlich in ihrer Selbstentfaltung massiv eingeschränkt werden und dazu
gedrängt  werden,  die  ihnen  zugeschriebene  Rolle  einzunehmen,  auch
Jugendunterdrückung  spielt  hier  eine  starke  Rolle.

Den  sexistischen  Charakter  des  neuen  Gesetzes  zeigen  ebenfalls  neue



Einschränkungen für Abtreibung und Verhütung, was die Familienplanung
massiv erschweren wird. So darf nur noch abgetrieben werden, wenn ein
Arzt  offiziell  eine  „medizinische  Notwendigkeit“  sieht  (wozu  auch  eine
Vergewaltigung  zählen  kann,  aber  nicht  muss).  Illegalisierter
Schwangerschaftsabbruch hingegen wird hart bestraft, sowohl für die Frau
als auch für Helfer_Innen.

Zusätzlich zu den patriarchalen und queerfeindlichen Artikeln schränkt das
neue Gesetzbuch auch die politische Freiheit massiv ein, neben dem bereits
erwähnten  Verbot  von  Beleidigung  gegen  den  Präsidenten  und  andere
Institutionen, kann es unter Umständen auch strafbar sein,  eine von der
nationalistischen Staatsideologie abweichende Gesinnung zu haben bzw. zu
vertreten.

Gegen welche Gesinnung das vor allem gerichtet ist, zeigt sich bereits in den
Gesetzen selber, denn das Verbreiten „marxistisch-leninistischer Ideologie“
wird mit bis zu 4 Jahren Haft und die Mitgliedschaft in einer „marxistisch-
leninistischen“  Organisation  sogar  mit  bis  zu  10  Jahren  Haft  bestraft.
„Marxismus-Leninismus“  wird  dabei  wohl  als  Synonym  für  sämtliche
kommunistischen  Strömungen  genutzt.

Diese  massive  Verschärfung  antikommunistischer  Verfolgung  steht  in
Indonesien in einer extrem blutigen Tradition. So wurden 1965-66 unter der
Führung  des  Militärdiktators  Suharto  insgesamt  ungefähr  1  Millionen
(mutmaßliche)  Kommunist_Innen  und  angehörige  der  chinesischen
Minderheit,  die  man  pauschal  unter  Generalverdacht  stellte,  ermordet.
Außerdem wurde die damals  drittgrößte kommunistische Partei  der Welt
durch  die  unmittelbare  Verfolgung  und  das  strikte  Verbot  jeglicher
kommunistischer Organisierung vernichtet. Der Putsch Suhartos und auch
das Massaker wurden damals aktiv unterstützt von USA und BRD, unter
anderem mit Geld und Waffen, aber auch ideologisch. Der damalige BRD-
Botschafter lobte in Jakarta einen der führenden Treiber des Massakers als
„einen der fähigsten und energischsten Antikommunisten“, während das US-
Außenministerium das  Massaker  als  neben  dem Vietnamkrieg  wichtigste
Maßnahme zur Einschränkung des Kommunismus in Asien positiv erwähnte.



Nachdem es gelang, die Diktatur 1998 zu stürzen, legalisierte der liberal-
muslimische   Reformpräsident  Abdurrahman  Wahid  wieder  die
kommunistische Organisierung und bat  die  Opfer  und Überlebenden des
Massakers um Vergebung. Doch mit der neuen Gesetzesänderung setzt sich
die Verfolgung wieder fort und Kommunist_Innen müssen fürchten, harten
Repressionen in dem Land ausgesetzt zu werden, wo ihre Genoss_Innen 60
Jahre zuvor in Massen ermordet wurden.

Der Rechtsruck bleibt global
Das reaktionäre neue Gesetz kommt sicherlich nicht aus dem Nichts. Es reiht
sich ein in eine Politik, die von kritischer Aufarbeitung der Diktatur und ihrer
Verbrechen spätestens seit der Entmachtung von Wahid nichts wissen will
und  in  der  signifikante  Teile  der  Bürgertums  immer  noch  Suharto  als
Nationalhelden ehren.

Das Militär, das damals Stütze der brutalen Diktatur war, hat nach wie vor
starke Macht auch über die verschiedenen Regierungen hinweg. Es begeht
immer noch regelmäßig Kriegsverbrechen im von Indonesien besetzten West-
Papua,  welche  von  der  Regierung  zwar  nicht  legitimiert  aber  geduldet
werden.

Auch Polizeigewalt ist in Indonesien massiv verbreitet: Erst kürzlich starben
über hundert  Menschen,  nachdem die Polizei  nach einem Platzsturm bei
einem Fußballspiel massive Mengen an Tränengas eingesetzt hatte, was dazu
führte,  dass  die  Opfer  in  den Innenräumen des  Stadions  erstickten.  Die
Polizei gab daraufhin die Schuld den „randalierenden“ Fans.

Doch ein weiterer Faktor ist vermutlich noch wichtiger als die autokratische
Geschichte und ihre Kontinuitäten: Die aktuelle neoliberale Politik Präsident
Widodos und der Widerstand gegen diese.

Er  führte  2020  ein  Gesetz  zur  Aufhebung  von  Arbeitsrechten  ein  und
Student_Innen  sowie  mehrheitlich  junge  Arbeiter_Innen  antworteten  mit
massiven  Protesten,  die  damals  ebenfalls  mit  massiver  Polizeigewalt
niedergeschlagen  wurden.



Die  reaktionären  Gesetzesverschärfungen  können  also  auch  als  Antwort
gesehen werden auf den Widerstand der Arbeiter_Innen gegen neoliberale
Politik zugunsten der inländischen wie imperialistischen Bourgeoisie. 

Zu befürchten steht, dass das Inkrafttreten des Gesetzes im Jahre 2025, ein
Jahr nach offiziellem Ende des zweiten Amtszeits Widodos, den Grundstein
für  eine  neuerliche  bonapartistische  Diktatur  legen  könnte.  Der  Westen
würde diese sicherlich abermals unterstützen, da er Indonesien als (auch
militärisches) Bollwerk gegen seinen imperialistischen Rivalen China sichern
will.

Doch die gute Nachricht ist: Bis 2025 ist noch Zeit. Um ein solches Szenario
noch zu verhindern, müssen sich Proletariat und Jugend organisieren und
gemeinsam  mittels  eines  Generalstreiks  das  Inkraftreten  des  Gesetzes
verhindern und Widodos neoliberale rechte Regierung zu Fall bringen. Dazu
könnte es auch nötig, sein Arbeiter_Innen-Milizen zu gründen um sich gegen
einen in so einer Situation vermutlich versuchten Militärputsch wehren zu
können

Wir sind solidarisch mit dem indonesischen Proletariat, der queeren
Community und der Jugend, und fordern in diesem Sinne von der
deutschen Regierung, jedwede erneute Unterstützung eines rechten
Regimes in Indonesien, sei diese in Form von Waffenlieferungen oder
Tolerierung von Menschenrechtsverbrechen, zu unterlassen!
Auch fordern wir einen Schuldenschnitt für Indonesien wie für alle
Länder des globalen Südens, damit diese in der Lage sind, sich von
imperialistischen Kräften unabhängig zu entwickeln!
Gegen  reaktionäre  Tendenzen  wie  sie  im  Zuge  des  Rechtsrucks
überall auf der Welt auftreten, gilt unser entschiedener Kampf, ganz
gleich ob in Indonesien, den USA oder Deutschland!



Warum  der  Ukrainekrieg  in
Afrika eine Hungerkrise auslöst
Von Jona Everdeen

Wir alle  haben schon mitbekommen,  dass die  Preise für  Lebensmittel  in
Folge der aktuellen Krise immer weiter angestiegen sind und dass ein Ende
aufgrund der zunehmenden Inflation noch nicht in Sicht ist.  Für uns als
Arbeiter_Innen und als Jugendliche ist das ein großes Problem, da wir uns
vieles,  was  früher  zu  unseren  Grundnahrungsmitteln  gehörte,  so  zum
Beispiel den Döner in der Mittagspause, nicht mehr leisten können und für
viele Familien besteht die reale Gefahr, in diesem Winter teilweise hungern
zu müssen. Doch auch wenn die Lage hier in Europa ernst ist, sind diese
Probleme  im  Vergleich  zu  den  katastrophalen  Folgen  der  Krise  für  die
Ernährung im globalen Süden noch relativ überschaubar. Ausgelöst durch
den Krieg in der Ukraine und verstärkt durch die Klimakrise, die auch in
Afrika  für  eine  Dürreperiode  sorgte,  droht  vielen  Menschen  eine
katastrophale  Hungerkrise.  Doch  wie  konnte  es  soweit  kommen?

Was ist eine Hungerkrise?

Von einer Hungerkrise kann man dann sprechen, wenn signifikante Teile der
Bevölkerung eines Landes oder einer Region nicht mehr in der Lage sind,
ausreichend  Nahrung  zu  sich  zu  nehmen,  weil  diese  entweder  nicht
verfügbar  oder  nicht  bezahlbar  ist.  Menschen  sind  dann  akut  von
Unterernährung betroffen und vom Hungertod bedroht. Traditionell waren
und  sind  Hungerkrisen  meist  das  Resultat  von  Kriegen  oder  schweren
Naturkatastrophen vor Ort, doch in der Welt des globalisierten Imperialismus
können auch externe Einflüsse für Länder im globalen Süden katastrophale
Folgen haben, so wie in diesem Fall die russische Invasion auf die Ukraine
und der daraus resultierende Krieg.

Was hat der Ukrainekrieg damit zu tun?

Russland und die Ukraine sind weltweit die beiden größten Exporteure für
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Getreide.  Zusammen  stel len  sie  ein  Drittel  der  Weizen-  und
Gerstenproduktion, also von Grundnahrungsmitteln, die vor allem für Länder
ohne eigene Produktion unverzichtbar sind. Gleichzeitig ist Russland auch
noch der  weltweit  größte  Exporteur  für  in  der  Landwirtschaft  benötigte
Düngemittel.

Nun konnten jedoch große Teile der ukrainischen Ernte durch die Blockade
der  ukrainischen  Schwarzmeerhäfen  nicht  exportiert  werden,  während
gleichzeitig die Ausfuhr russischer Lebens- und Düngemittel von westlichen
Sanktionen erschwert wird. Durch diese verfahrene Situation entsteht eine
Verknappung,  wodurch  die  Preise  für  Lebensmittel  massiv  in  die  Höhe
geschnellt  sind.  Und  auch  wenn  sich  die  Situation  der  ukrainischen
Getreideexporte  inzwischen etwas  entspannt  hat,  bleibt  die  Lage extrem
kritisch.

Doch dabei stellt sich vor allem eine Frage: Warum sind Länder im globalen
Süden, vor allem in Afrika, von Lebensmittelexporten aus Russland und der
Ukraine  abhängig,  obwohl  es  dort  doch  auch  jahrhundertelang  gut
funktionierende  Landwirtschaft  gab?  Die  Antwort  auf  diese  Frage  ist  so
einfach wie bitter: Imperialismus.

Was war nochmal Imperialismus?

Imperialismus bedeutet, in sehr verkürzter Darstellung, die wirtschaftliche
Unterwerfung eines Landes durch das Kapital eines (oder mehrerer) anderer
Länder. Man spricht dann davon, dass das wirtschaftlich abhängige Land
eine Halbkolonie des anderen Landes ist.

Viele Länder des globalen Südens sind in irgendeiner Form von eben dieser
imperialistischen Ausbeutung durch Länder des globalen Nordens betroffen.
Konzerne aus imperialistischen Ländern wie den USA, der EU, China auch
Russland kontrollieren de facto die Wirtschaft des jeweiligen Landes und
passen  sie  mittels  ökonomischer  Zwänge,  vor  allem  Verschuldung  und
Handelsabkommen, ihren Bedürfnissen an.

Die beiden wohl wichtigsten Arten imperialistischer Ausbeutung sind einmal
die Schaffung eines billigen Absatzmarktes für Produkte aus der Produktion



des  imperialistischen  Staates  und  andererseits  die  Ausbeutung  der
Ressourcen  des  halbkolonialen  Staates.

Und genau das sind die Gründe warum viele Staaten des globalen Südens so
stark von Lebensmittelimporten abhängig sind: Einerseits wurde in vielen
Regionen  des  globalen  Südens  bereits  zur  Kolonialzeit  die  lokale
Landwirtschaft  durch  Monokulturen  von  im  globalen  Norden  nicht
verfügbaren pflanzlichen Ressourcen ersetzt,  so zum Beispiel  Zuckerrohr,
Kaffee  oder  Ölpalmen.  Andererseits  werden  die  Lebensmittelmärkte  der
betroffenen  Länder  von  wesentlich  günstigeren  Produkten  aus  der
Produktion  von  Konzernen  des  globalen  Nordens  überschwemmt.  Durch
Handelsabkommen  mit  entsprechenden  Knebelverträgen  sichern  sich
imperialistische  Länder  die  optimalen  Bedingungen  für  den  Export  und
Verkauf ihrer Produkte in der halbkolonialen Welt  und verhindern deren
eigenständige und profitable Produktion.

Konsequenzen:

Das Resultat dieser Praxis ist dann unter anderem, dass in den fruchtbarsten
Regionen Kenias zu großen Teilen keine Lebensmittel für die Bevölkerung
vor Ort  angebaut  werden,  sondern hier  stattdessen Zierpflanzen für  den
westlichen Blumenmarkt wachsen, da die Klima- und Lohnbedingungen den
Blumenkonzernen besonders hohe Profite versprechen.

Und selbst wenn doch Lebensmittel von westlichen Großkonzernen in Afrika
produziert werden, werden diese nur selten auf dem lokalen Markt verkauft,
sondern meist nach Europa, Nordamerika oder China verschifft und auf den
dortigen  Märkten  profitabel  verkauft.  Dadurch,  dass  sie  großenteils  für
internationale und nicht für den eigenen Markt produzieren, sind Länder im
globalen Süden und vor allem in Afrika, unglaublich stark abhängig vom
Weltmarkt. Ist die ökonomische Lage gerade schlecht, bricht einerseits der
Absatzmarkt für viele Produkte, wie eben Blumen, Kaffee und ähnliches, ein,
andererseits  werden die  notwendigen Importe  von Grundnahrungsmitteln
und anderen essentiellen Gütern teurer.

Manche Länder des globalen Südens versuchen, um der Ausbeutung durch



die imperialistischen Westmächte zu umgehen, neue Bündnisse mit China
oder Russland zu schmieden, so zum Beispiel Sambia mit China oder die
Zentralafrikanische  Republik  mit  Russland,  jedoch  ist  auch  dies  keine
Lösung. Zwar gelingt es den Ländern dadurch die Beherrschung durch die
westlichen Imperialisten abzuschütteln oder zumindest zu verringern, dafür
werden sie nun zu Halbkolonien der nicht weniger ausbeuterischen östlichen
Imperialisten.

Zusätzliche Faktoren für die Krise sind auch noch einerseits die Klimakrise,
an deren Entstehung die Länder des globalen Südens kaum beteiligt waren,
von der sie jedoch bereits jetzt extrem stark in Form von Dürreperioden
betroffen sind. Andererseits aber auch die extreme Abhängigkeit der noch
existierenden  regionalen  Landwirtschaft  von  Großkonzernen,  die  ein
Monopol  auf  Saatgut  und  Düngemittel  besitzen  (so  zum  Beispiel
Bayer/Monsanto). Besonders schwer trifft diese Abhängigkeit zum Beispiel
indische Bäuerinnen und Bauern, die sich von Bayer die Kaufpreise für das
benötigte Saatgut diktieren lassen müssen, um weiter Landwirtschaft führen
zu können. Dies führte in jüngerer Vergangenheit zum Bankrott zigtausender
Höfe  und  einer  massiv  überproportionalen  Suizidrate  unter  indischen
Bäuerinnen  und  Bauern.

Für  eine  eigenständige  Lebensmittelproduktion  unter
Arbeiter_Innenkontrolle!

Es gibt  nur  eine  Möglichkeit,  diese  Probleme zu  lösen und die  aktuelle
Hungerkrise nachhaltig zu bekämpfen: Die Arbeiter_Innen in halbkolonialen
Ländern müssen die Kontrolle über ihre Produktion zurückerkämpfen und
diese  p lanwirtschaf t l ich  gesta l ten ,  nach  dem  Pr inz ip  der
Bedürfnisbefriedigung  und  nicht  der  Profitmaximierung.

Um dies zu erreichen, muss die Macht der imperialistischen Staaten, ihrer
Banken und ihrer kapitalistischen Großkonzerne gebrochen werden. Bayer,
Monsanto,  Nestle und Co.  müssen international  vertrieben und enteignet
werden.  Bäuerinnen  und  Bauern,  Arbeiter_Innen,  Jugendliche  und  alle
Ausgebeuteten  müssen  sich  zusammenschließen  und  die  meist
autokratischen  Kollaborationsregierungen  zu  Fall  bringen  und  durch



sozialistische Räteregierungen ersetzen. Diesen Bewegungen müssen wir uns
mit unseren lokalen Antikrisenbewegungen anschließen und unsere Kämpfe
zusammenführen!

Im  Moment  werden  genug  Nahrungsmittel  produziert,  um  damit  10
Milliarden Menschen zu versorgen. Dass es zu Hunger kommt, dass immer
noch Millionen Menschen unterernährt und vom Hungertod bedroht sind,
und dass sich diese Zahl bald massiv erhöhen könnte, ist keine Folge von
realem  Ressourcenmangel,  es  ist  eine  Folge  der  kapitalistischen
Eigentumsordnung, eine Folge des Systems, in dem tonnenweise essbare
Lebensmittel  eher  vernichtet  werden,  als  sie  unter  dem  Marktpreis  zu
verkaufen. Wenn wir wirklich den Welthunger ein für alle mal beseitigen
wollen,  dann  ist  es  unsere  einzige  Möglichkeit  dieses  System,  den
Kapitalismus,  ein  für  alle  mal  zu  beseitigen!

Wir sind solidarisch mit den möglichen und teilweise bereits stattfindenden
Hungerrevolten,  sowie  mit  allen  progressiven  antiimperialistischen  und
sozialistischen  Kräften  des  globalen  Südens  und  fordern  deshalb:

die  Einführung  eines  Mindest lohns  gemessen  an  den
Lebenserhaltungskosten  und  mit  Inflationsbindung  für  alle
Arbeiter_Innen  weltweit!
die  Enteignung  der  Großkonzerne  und  die  Überführung  der
Produktionsmittel,  sowohl  in  Landwirtschaft  als  auch in  Bergbau,
Industrie und Dienstleistung, in Arbeiter_Innen-Kontrolle!
Internationale  Handelsabkommen  zur  Ausbeutung  halbkolonialer
Länder  müssen  sofort  aufgekündigt  werden  und  imperialistische
Länder sich aus deren Märkten zurückziehen!
Schluss mit Patenten auf Saatgut und Düngemittel!
die  sofortige  Streichung aller  Schulden,  die  Länder  des  globalen
Südens  an  westliche,  russische  oder  chinesische  Banken  binden,
sowie  die  Bereitstellung  von  Soforthilfen  finanziert  durch
Besteuerung  und  Enteignung  der  Profiteure  imperialistischer
Ausbeutung!


